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Zusammenfassung 
 
 
Zum Arbeitsmarkt im Dezember 2008 – Saisonbereinigter Anstieg der Arbeitslosigkeit 
Die Konjunktur hat sich im Jahresverlauf deutlich abgekühlt. Zum Jahresende zeigte sich das auch auf 
dem Arbeitsmarkt. So nahmen Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, für die 
Daten bis November bzw. Oktober vorliegen, saisonbereinigt zwar weiter zu, allerdings nur noch wenig. In 
den aktuellen Daten zur Arbeitslosigkeit, die bis Dezember reichen, setzte sich die positive Grundtendenz 
nicht mehr fort, saisonbereinigt hat es einen Anstieg gegeben. Auch das gemeldete Stellenangebot ist 
zuletzt deutlicher gesunken, und Anzeigen für Kurzarbeit sind kräftig gestiegen. 
 
 
Zum Arbeitsmarkt im Jahr 2008 – Anhaltende Besserung des Arbeitsmarktes im Schatten 
konjunktureller Abschwächung 
Der Arbeitsmarkt hat 2008 noch von der guten Konjunktur der Vorjahre profitiert. Das reale Bruttoinlands-
produkt nahm jahresdurchschnittlich noch vermutlich um 1 ½ Prozent zu, ist aber im Jahresverlauf nach 
einem starken ersten Quartal saison- und kalenderbereinigt gesunken. Auf den Arbeitsmarkt zeigte sich 
das erst am Jahresende. Im Jahresdurchschnitt sind 2008 die Erwerbstätigkeit und insbesondere die so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung weiter deutlich gestiegen. Der Beschäftigungsaufbau ist auch 
der Hauptgrund für den kräftigen Rückgang der Arbeitslosigkeit. Zu der guten Entwicklung beigetragen 
haben außerdem die Arbeitsmarktreformen und das rückläufige Arbeitskräfteangebot. 
 
 
Zur sozialen Sicherung bei Arbeitslosigkeit 
Die Zahl der Leistungsempfänger hat im Vorjahresvergleich deutlich abgenommen. Im Dezember erhiel-
ten 5.571.000 erwerbsfähige Menschen Lohnersatzleistungen nach dem SGB III oder Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. Das waren 378.000 weniger als vor einem Jahr. Integ-
rierte Auswertungen zu Leistungsbezug und Arbeitslosigkeit liegen für den August vor. Danach waren 
48 Prozent der Leistungsempfänger arbeitslos gemeldet. Von allen Arbeitslosen erhielten 87 Prozent Leis-
tungen aus der Arbeitslosenversicherung oder der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 
 
 
Zum Ausbildungsmarkt - Über die Hälfte der am 30. September noch unversorgten Be-
werber jetzt in Ausbildung bzw. in Alternativen 
Die Nachvermittlungsaktionen der Ausbildungsvermittlung zusammen mit den Kammern im Rahmen des 
Ausbildungspaktes werden im so genannten fünften Quartal mit großem Einsatz betrieben. Oberstes 
Paktziel ist es, jedem ausbildungswilligen und -fähigen Jugendlichen ein Angebot für eine Ausbildung 
oder Qualifizierung zu machen. Bis Mitte Dezember konnte die Zahl der Ende September noch unversorg-
ten Bewerber bereits um über die Hälfte reduziert werden. Für die übrigen jungen Menschen stehen rein 
rechnerisch noch ausreichend, zur sofortigen Besetzung gemeldete Ausbildungsstellen und Einstiegsqua-
lifizierungen (EQ) zur Verfügung. 
 

 



Monatsbericht Dezember und Jahr 2008 
Bundesagentur für Arbeit 

 
 
Zum Ausbildungsmarkt im Jahresrückblick 2007/2008 – Verbesserte Lage am Ausbil-
dungsmarkt 
Die Bilanz zum Abschluss des Berufsberatungsjahres 2007/2008 am 30. September 2008 zeigte, dass 
sich die Lage auf dem Ausbildungsmarkt nach den Daten der Bundesagentur für Arbeit deutlich verbes-
sert hat. Die Anzahl der gemeldeten Bewerber war geringer als im Vorjahr, die Zahl der gemeldeten Aus-
bildungsplätze blieb auf dem hohen Niveau des Vorjahres. Die Zahl der Jugendlichen, die für das bereits 
begonnene Ausbildungsjahr noch eine Lehrstelle suchten, ist kleiner geworden. Die Betriebe hatten aller-
dings Probleme alle Ausbildungsplätze erfolgreich zu besetzen. Die Zahl der abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge lag unter dem Vorjahr. Einer der Hauptgründe, für die aus Bewerbersicht, günstigere Lage 
am Ausbildungsmarkt dürfte das positive konjunkturelle Umfeld und die gute Auftragslage der Betriebe 
2007/2008 gewesen sein. Außerdem hat die demografische Entwicklung den Ausbildungsmarkt entlastet. 
 
 
Zur Arbeitsmarktpolitik 
Im Monat Dezember befanden sich 1,64 Millionen Personen in einer von Bund oder Bundesagentur für 
Arbeit geförderten arbeitsmarktpolitischen Maßnahme. Das waren im Vergleich zum Vorjahr 3,6 Prozent 
mehr. Auch gemessen an der Förderintensität, also dem Verhältnis zwischen geförderten Personen und 
Arbeitslosen, hat von Dezember 2007 zu Dezember 2008 die Förderung durch Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik zugenommen. Während im Dezember 2007 noch 2,1 Arbeitslose auf eine Person in 
Förderung kamen, waren es im Dezember 2008 nur noch 1,9 Arbeitslose. 
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I. Teil 1: Arbeitsmarkt im Dezember 2008 -  

Saisonbereinigter Anstieg der Arbeitslosigkeit  
 
Die Konjunktur hat sich im Jahresverlauf deutlich abgekühlt. Zum Jahresende zeigte sich das auch auf 
dem Arbeitsmarkt. So nahmen Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, für die 
Daten bis November bzw. Oktober vorliegen, saisonbereinigt zwar weiter zu, allerdings nur noch wenig. 
In den aktuellen Daten zur Arbeitslosigkeit, die bis Dezember reichen, setzte sich die positive Grundten-
denz nicht mehr fort, saisonbereinigt hat es einen Anstieg gegeben. Auch das gemeldete Stellenangebot 
ist zuletzt deutlicher gesunken, und Anzeigen für Kurzarbeit sind kräftig gestiegen. 
 
1. Realisierte Arbeitskräftenachfrage Abbildung 1 

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung nahmen saisonbereinigt wei-
ter zu, allerdings mit deutlich geringerer Dyna-
mik als in den Vormonaten. Im Vorjahresver-
gleich errechnen sich noch kräftige Anstiege. 
Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
ist in allen Bundesländern gestiegen, am stärks-
ten in Hamburg.  
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1.1 Entwicklung der Erwerbstätigkeit  

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
ist die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem In-
landskonzept)1 im November saisonbereinigt um 
23.000 gestiegen, nach +31.000 im Oktober und 
monatsdurchschnittlich +44.000 von Januar bis 
September. Die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung2 hat nach vorläufigen, hochge-
rechneten Daten der Bundesagentur für Arbeit, 
die bis Oktober reichen, saisonbereinigt um 
17.000 zugenommen, nach monatsdurchschnitt-
lich +44.000 von Januar bis September (siehe 
Abbildung 1: Erwerbstätige und sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte).3 
 
 

                                                      
1

  Zum Unterschied zwischen Inlands- und Inländerkonzept vgl. „Wichtige 
statistische Hinweise“ in Teil V des Berichts. 

2
 Zur Hochrechnung vgl. „Wichtige Statistische Hinweise“ in Teil V des 
Berichts.  

3 Zum Saisonbereinigungsverfahren vgl. „Wichtige Statistische Hinweise“ 
in Teil V des Berichts. 

 
Nicht saisonbereinigt ist die Erwerbstätigkeit 
nach Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes von Oktober auf November leicht um 
4.000 auf 40,89 Mio gesunken. Gegenüber dem 
Vorjahr hat die Erwerbstätigkeit um 483.000 
oder 1,2 Prozent zugenommen, nach +503.000 
oder +1,2 Prozent im Oktober. Die sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung lag im Oktober 
nach der Hochrechnung der Bundesagentur für 
Arbeit bei 28,02 Mio, gegenüber dem Vorjahr 
war das ein Zuwachs von 511.000 oder 
1,9 Prozent. Dabei entfällt der größere Teil des 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
plus auf Vollzeitstellen.  
 
Die anderen Formen der Erwerbstätigkeit haben 
sich im Vorjahresvergleich nur wenig verändert. 
So hat die Zahl der Selbständigen (einschließ-
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lich mithelfender Familienangehöriger) nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes im 
dritten Quartal 2008 um 8.000 oder 0,2 Prozent 
auf 4,47 Mio zugenommen. In Arbeitsgelegen-
heiten (in der Mehraufwandsvariante) waren 
nach vorläufigen Angaben im November 
300.000 Arbeitslosengeld II-Empfänger beschäf-
tigt, 2.000 oder 1 Prozent mehr als vor einem 
Jahr. Die Zahl der ausschließlich geringfügig 
entlohnt Beschäftigten hat nach ersten Hoch-
rechnungen der Bundesagentur für Arbeit im 
Oktober 4,86 Mio betragen, 23.000 oder 
0,5 Prozent weniger als vor einem Jahr. Darüber 
hinaus übten 2,32 Mio sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte zusätzlich einen geringfügig 
entlohnten Nebenjob aus, gegenüber dem Vor-
jahr 148.000 oder 6,8 Prozent mehr. Dabei ge-
hen in die Erwerbstätigenrechnung allein die 
ausschließlich geringfügig entlohnt Beschäftig-
ten ein, da die Nebenjobber schon mit ihrer 
Hauptbeschäftigung gezählt werden. 
 

1.2 Entwicklung der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung nach Ländern und 
Wirtschaftszweigen 

Im Oktober hat die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung im Vorjahresvergleich in West-
deutschland um 1,9 Prozent und in Ostdeutsch-
land um 1,6 Prozent zugenommen. Die Beschäf-
tigung ist in allen Bundesländern gestiegen; der 
Zuwachs reicht von Mecklenburg-Vorpommern 
mit +0,7 Prozent bis zum Stadtstaat Hamburg 
mit +3,2 Prozent. Die Betrachtung nach Bran-
chen4 zeigt in den meisten Fällen Beschäfti-
gungszuwächse. Vor allem bei unternehmens-
nahen Dienstleistungen gab es einen kräftigen 
Anstieg (+3,9 Prozent bzw. +148.000), für den 
Arbeitnehmerüberlassung aktuell nur noch einen 

                                                      
4 Die Erfassung von Betrieben und Beschäftigten wird zurzeit auf die neue 

Wirtschaftszweigklassifikation WZ 2008 umgestellt, die ab Januar 2008 
gültig ist. Im Übergang wird aber noch auf Basis der alten Wirtschafts-
zweigklassifikation (WZ 2003) berichtet, vgl. hierzu „Sonderbericht zur 
Berichterstattung über die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
nach Wirtschaftszweigen“. 

geringfügigen Beitrag leistet. Darüber hinaus 
waren deutliche Zuwächse vor allem bei Erzie-
hung und Unterricht (+3,6 Prozent bzw. 
+36.000), im Gesundheits- und Sozialwesen 
(+2,9 Prozent bzw. +93.000) und bei sonstigen 
Dienstleistungen (+2,7 Prozent bzw. +34.000) 
zu verzeichnen. Ein großer Wachstumsbeitrag 
kam auch vom Verarbeitenden Gewerbe 
(+1,4 Prozent bzw. +99.000). Leichte Beschäfti-
gungsverluste gab es u.a. in der Bauwirtschaft 
(-0,4 Prozent bzw. -6.000). 
 

1.3 Kurzarbeitergeld 

Durch die Zahlung von Kurzarbeitergeld sollen 
den Arbeitnehmern ihre Arbeitsplätze und den 
Betrieben ihre eingearbeiteten Mitarbeiter erhal-
ten und damit Arbeitslosigkeit vermieden wer-
den. Vor Beginn der Kurzarbeit müssen die Be-
triebe eine Anzeige über den voraussichtlichen 
Arbeitszeitausfall erstatten, es sei denn der Ar-
beitszeitausfall beruht auf Witterungsgründen. 
Kurzarbeitergeld wird frühestens von dem Ka-
lendermonat an geleistet, in dem die Anzeige 
eingegangen ist. Die Anzeigen sind deshalb als 
potenzielle Zugänge in die Kurzarbeit zu inter-
pretieren. Im November gingen Anzeigen für 
164.000 Kurzarbeiter ein. Im Vergleich zum 
Vormonat war das ein Anstieg um 107.000 und 
im Vergleich zum Vorjahr um 125.000 angezeig-
te Kurzarbeiter. Rechnet man die Anzeigen der 
saisonal geprägten Bau- und Landwirtschaft 
heraus und bildet damit den konjunkturell be-
dingten Arbeitsausfall ab, kommt man auf 
138.000 angezeigte Kurzarbeiter; 87.000 mehr 
als im Vormonat und 126.000 mehr als vor ei-
nem Jahr. Es ist davon auszugehen, dass sich 
die Zahl der Kurzarbeiter in den nächsten Mona-
ten kräftig erhöhen wird. 
 
Zahlen zur tatsächlichen Inanspruchnahme von 
Kurzarbeitergeld liegen jeweils zwei Monate 
nach Quartalsende vor. Nach den jüngsten An-
gaben für September wurde Kurzarbeitergeld an 
50.000 Arbeitnehmer gezahlt. Das waren 11.000 
mehr Kurzarbeiter als einen Monat zuvor und 
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16.000 mehr als ein Jahr zuvor. Bei einem 
durchschnittlichen Arbeitszeitausfall von 
49 Prozent entspricht das 24.000 Beschäftigten 
im Vollzeitäquivalent, 4.000 mehr als einen Mo-
nat zuvor und 6.000 mehr als ein Jahr zuvor 
(siehe Abbildung 2a: Kurzarbeit insgesamt). Im 

langjährigen Vergleich war das Niveau immer 
noch gering. 

Abbildung 2a 
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Der Anstieg der Kurzarbeiterzahlen konzentrier-
te sich auf den Westen. Dort nahm die Kurzar-
beiterzahl gegenüber dem Vormonat um 10.000 
und gegenüber dem Vorjahr um 15.000 auf 
42.000 zu. In Ostdeutschland stieg die Kurzar-
beiterzahl um 1.000 bzw. um 2.000 auf 8.000.  
 

2. Nicht realisierte Arbeitskräftenach-
frage 

Das gesamtwirtschaftliche Stellenangebot hat im 
dritten Quartal deutlich abgenommen. Das zei-
gen repräsentative Betriebsbefragungen, die 
vierteljährlich durchgeführt werden. Auch die 
Zahl der gemeldeten Stellen, die Teil des ge-
samtwirtschaftlichen Stellenangebotes sind, 
nimmt zuletzt deutlicher ab, hält sich aber auf 
vergleichsweise hohem Niveau. Der Rückgang 
bei den gemeldeten Stellen ist schwächer aus-
gefallen als beim gesamtwirtschaftlichen Stel-
lenangebot; das hängt damit zusammen, dass 
Betriebe und Verwaltungen die Arbeitsagenturen 
stärker in die Stellenbesetzung einbezogen ha-
ben. Weitere Stellen sind der Bundesagentur 
über ihre Job-Börse und den Job-Roboter be-
kannt. 

Abbildung 2b 

 

2.1 Gemeldete Stellen 

Das gemeldete Stellenangebot (einschließlich 
geförderter Stellen) und darunter die ungeförder-
ten Stellen für „normale“ sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse, die besser 
die Marktentwicklung widerspiegeln, haben im 
Dezember saisonbereinigt um 9.000 bzw. 
11.000 abgenommen, nach jeweils -5.000 im 
Durchschnitt der zwei Monate zuvor (siehe Ab-
bildung 3: Gemeldetes Stellenangebot).5 
                                                      
5

 Geförderte Stellen umfassen Stellen für PSA, ABM, BSI und Arbeitsgele-
genheiten. “Normale“ sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse enthalten zum einen keine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
und zum andern keine Job-, Saison-, Tele-, Gastarbeiter-  und PSA-
Stellen sowie besondere Stellen für Haushaltshilfen für Pflegebedürftige. 
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Nicht saisonbereinigt verringerte sich der ge-
samte Stellenbestand von November auf De-
zember um 36.000 auf 503.000. Von diesen 
Stellen waren 88 Prozent sofort zu besetzen. Im 
Vergleich zum Vorjahr hat der Bestand um 
42.000 oder 8 Prozent abgenommen. Von allen 
gemeldeten Stellen entfielen 60 Prozent oder 
300.000 auf ungeförderte Stellen für „normale“ 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse. Das waren 37.000 weniger als vor 
einem Monat und 34.000 oder 10 Prozent weni-
ger als vor einem Jahr.  
 
In Westdeutschland hat der gesamte Stellenbe-
stand gegenüber dem Vorjahr insgesamt um 
39.000 oder 9 Prozent auf 400.000 und in Ost-
deutschland um 3.000 oder 3 Prozent auf 
103.000 abgenommen. Die ungeförderten Stel-
len für „normale“ sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse haben sich im Wes-
ten um 32.000 oder 11 Prozent auf 255.000 und 
im Osten um 3.000 oder 6 Prozent auf 45.000 
verringert. Dabei ist der Anteil der geförderten 
Stellen an allen Stellen im Osten mit 52 Prozent 
deutlich größer als im Westen mit 30 Prozent. 

 Abbildung 3 
Der Stellenbestand schlägt sich relativ schnell 
um. So wurden im Dezember 176.000 Stellen 
an- und 211.000 Angebote abgemeldet. Aller-
dings war die Dynamik deutlich schwächer als 
vor einem Jahr; so gingen im Vergleich zum 
Vorjahr 6 Prozent weniger Stellen ein und 2 Pro-
zent weniger ab (siehe Abbildung 4: Bestand, 
Zugang und Abgang gemeldeter Stellen). In der 
gleitenden Jahressumme – die monatliche 
Schwankungen ausschaltet – haben die Zu- und 
Abgänge um jeweils 9 Prozent abgenommen. 
Von den neu zugegangenen Stellen waren im 
Dezember 48 Prozent und in der gleitenden 
Jahressumme 49 Prozent sofort zu besetzen. 
Die Bewegungen sind von geförderten Stellen, 
also insbesondere von Arbeitsgelegenheiten, 
beeinflusst. 

 
Die konjunkturelle Entwicklung kann besser an 
den ungeförderten Stellen für „normale“ sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse abgelesen werden. Dabei sind die Verän-
derungen der Stellenzugänge ein besserer Indi-
kator für die Einstellungsbereitschaft der Be-
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Abbildung 4 

Veränderung gegenüber
dem Vorjahreszeitraum
absolut in%

  Bestand
  alle Stellen 503.000 100 -42.000 -7,8  
    darunter: Vakanzen 442.000 88 -43.000 -8,8  
  ungeförderte Stellen 329.000 65 -42.000 -11,2  
    darunter: Vakanzen 282.000 86 -39.000 -12,3  
  ungeförderte sozialver-
  sicherungspflichtige Stellen1) 300.000 60 -34.000 -10,3  
    darunter: Vakanzen 257.000 86 -33.000 -11,5  

  Zugang
  alle Stellen 176.000 100 -12.000 -6,5  
    darunter: Vakanzen 84.000 48 -4.000 -5,0  
  ungeförderte Stellen 125.000 71 -16.000 -11,2  
    darunter: Vakanzen 60.000 48 -7.000 -10,0  
  ungeförderte sozialver-
  sicherungspflichtige Stellen1) 111.000 63 -13.000 -10,6  
    darunter: Vakanzen 52.000 47 -7.000 -11,5  

  Abgang
  alle Stellen 211.000 100 -4.000 -1,9  
  ungeförderte Stellen 164.000 78 -4.000 -2,4  
  ungeförderte sozialver-
  sicherungspflichtige Stellen1) 148.000 70 -1.000 -0,6  
    darunter: ohne Vakanzzeit 13.000 8 -0.000 -2,1  
                    über drei Monate 40.000 27 +2.000 +4,7  
  durchschnittliche Vakanzzeit2) 75 +2 +2,4  

1) Ohne Job-, Saison-, Telearbeit-, Gastarbeiter-  und PSA-Stellen sowie Daueraufträge.

Anteil
in %

 Bestand, Zugang und Abgang gemeldeter Stellen

  Deutschland Dezember 
2008

2) Zeitspanne vom Besetzungstermin bis zu Abgang der Stelle aus dem Bestand in Tagen.
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triebe als Veränderungen der Bestandszahlen. 
Sie belegen trotz des Wirtschaftsabschwungs 
eine weiterhin hohe gemeldete Nachfrage nach 
Arbeitskräften, die in den letzten Monaten aller-
dings deutlicher nachgelassen hat. So wurden 
im Dezember 111.000 derartige Stellen neu 
gemeldet. Im Vormonatsvergleich errechnet sich 
ein saisonbereinigter Rückgang von 1 Prozent, 
im weniger schwankungsanfälligen Dreimonats-
vergleich eine Abnahme von 3 Prozent (Dezem-
ber/November/Oktober gegenüber Septem-
ber/August/Juli; zum Verlauf siehe Abbildung 5: 
Gemeldete Stellen für ungeförderte „normale“ 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse). Gegenüber dem Vorjahr gingen 
13.000 oder 11 Prozent weniger Stellen ein. In 
der gleitenden Jahressumme gab es 5 Prozent 
weniger Zugänge. Die neu gemeldeten Stellen 
für ungeförderte „normale“ sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse waren im 
Dezember zu 47 Prozent und in der gleitenden 
Jahressumme zu 49 Prozent sofort zu besetzen.  
 

Gleichzeitig wurden im Dezember 148.000 Stel-
len für ungeförderte „normale“ sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse ab-
gemeldet, 1.000 oder 1 Prozent weniger als im 
Vorjahr. In der gleitenden Jahressumme gab es 
3 Prozent weniger Abgänge. 8 Prozent der Stel-
lenabgänge vom Dezember wurden abgemel-
det, bevor sie vakant wurden, 27 Prozent waren 
länger als drei Monate vakant. Die durch-
schnittliche Vakanzzeit6 der im Dezember ab-
gemeldeten Stellen, also die Zeit, in der der 
Arbeitsplatz zu besetzen war, belief sich auf 
75 Tage, 2 Tage mehr als vor einem Jahr.  
 

2.2 BA-bekannte Stellen  

Neben den gemeldeten offenen Stellen kennt 
die Bundesagentur weitere Stellen, und zwar 
9.000 aus der privaten Arbeitsvermittlung, 
216.000 aus ihrer Job-Börse und 150.000 aus 
dem Job-Roboter.7 Nach Untersuchungen des 
IAB kennt die Bundesagentur für Arbeit einen 
größer werdenden Teil des gesamtwirtschaftli-
chen Stellenangebots und kann darauf Bewer-
ber vermitteln - teilweise aber erst nach Rück-
sprache mit dem Arbeitgeber.8  

Abbildung 5 
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2.3 BA Stellenindex BA-X  

Der Stellenindex der BA (BA-X) bildet die sai-
sonbereinigte Entwicklung der Arbeitskräfte-
nachfrage am ersten Arbeitsmarkt ab. Von No-
vember auf Dezember ging der BA-X um 5 auf 
154 Punkte zurück. Im Vergleich zum Vorjahr 
liegt er 21 Punkte niedriger. Damit signalisiert 
der BA-X trotz Wirtschaftsabschwung zwar wei-
terhin einen hohen Arbeitskräftebedarf der Wirt-

                                                      
6
 Die Vakanzzeit misst die Zeitspanne vom gewünschten Besetzungster-
min bis zur Abmeldung der Stelle. 

7
 Vgl. Das Stellenangebot in Deutschland - BA-bekannte Stellen,  
http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000100/html/sonder/index.shtml  

8
 Aufgrund einer wachsenden, derzeit nicht quantifizierbaren Mehrfacher-
fassung derselben Stellenangebote, wird ab Berichtsmonat November 
2008 auf eine Summenbildung der BA-bekannten Stellen verzichtet. 

http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000100/html/sonder/index.shtml
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schaft, allerdings wird auch ein Nachlassen der 
Nachfrage sichtbar.9 
 

2.4 Gesamtwirtschaftliches Stellenangebot10 

Einen umfassenderen Überblick über die nicht 
realisierte Arbeitskräftenachfrage geben reprä-
sentative Betriebsbefragungen des IAB zum 
gesamtwirtschaftlichen Stellenangebot, die vier-
teljährlich durchgeführt werden. In diesen Erhe-
bungen werden auch jene Stellen erfasst, die 
der Bundesagentur für Arbeit nicht gemeldet 
wurden bzw. nicht bekannt sind.  
 
Nach jüngsten Angaben des IAB lag das ge-
samtwirtschaftliche Stellenangebot im dritten 
Quartal 2008 bei 998.000 Stellen. Das waren 
129.000 oder 11 Prozent weniger als im Vor-
quartal und 255.000 oder 20 Prozent weniger 
als vor einem Jahr. Darunter waren 829.000 
Stellenangebote für den 1. Arbeitsmarkt, die im 
Vorquartalsvergleich um 117.000 oder 
12 Prozent und im Vorjahresvergleich um 
234.000 oder 22 Prozent abgenommen haben. 
Von allen Stellen waren der Bundesagentur für 
Arbeit 58 Prozent gemeldet, von den Stellen des 
1. Arbeitsmarktes 50 Prozent. Die Meldequoten 
haben gegenüber dem Vorjahr um jeweils  
7 Prozentpunkte zugenommen. 
 

3. Arbeitslosigkeit 

Die Arbeitslosigkeit ist im Dezember saisonbe-
reinigt gestiegen. Damit hat sich die positive 
Grundtendenz nicht mehr fortgesetzt, nachdem 
sie in den Monaten zuvor schon merklich nach-
gelassen hatte. Dabei beruht der saisonbereinig-

                                                      

                                                     

9 Seit November 2008 bilden die Grundlage der Berechnung des BA-X 
nicht mehr die BA-bekannten Stellen, sondern die der BA gemeldeten 
Stellen für ungeförderte normale sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse, die der BA gemeldeten Stellen aus der privaten 
Arbeitsvermittlung sowie Stellen für Freiberufler und Selbständige. Vgl. 
dazu ausführlich: BA-X: Der Stellenindex der BA, 
http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000100/html/sonder/index.shtml 

10 Vgl. Presseinformation des IAB vom 17.11.2008;  
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/os0803.aspx 

te Anstieg allein auf dem Rechtskreis SGB III. 
Der Vorjahreswert wird noch in beiden Rechts-
kreisen deutlich unterschritten, im Rechtskreis 
SGB II mittlerweile stärker als im Rechtskreis 
SGB III. 
 

3.1 Entwicklung im Bund 

Die Arbeitslosigkeit hat von November auf De-
zember um 114.000 oder 3,8 Prozent auf 
3.102.000 zugenommen. Der absolute und rela-
tive Anstieg war deutlich stärker als im Durch-
schnitt der letzten drei Jahre (+38.000 oder 
+0,9 Prozent). Das Saisonbereinigungsverfah-
ren errechnet für den Dezember eine Zunahme 
von 18.000, nach -4.000 im November und mo-
natsdurchschnittlich -33.000 von Januar bis 
Oktober.11 Damit hat sich die positive Grundten-
denz nicht mehr fortgesetzt, nachdem sie in den 
letzten Monaten schon an Schwung verloren 
hatte. Der aktuelle saisonbereinigte Anstieg 

Abbildung 6 

 
11 Zum Saisonbereinigungsverfahren vgl. „Wichtige Statistische Hinweise“ 

in Teil V des Berichts. 
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beruht allein auf dem Rechtskreis SGB III (vgl. 
3.3). Ausschlaggebend waren deutlich mehr 
Zugänge in Arbeitslosigkeit (vgl. 3.5).  
 
Im Vergleich zum Vorjahresmonat wurden im 
Dezember 304.000 oder 9 Prozent weniger Ar-
beitslose gezählt, nach -390.000 oder 
-12 Prozent im November. Der Rückgang im 
Vorjahresvergleich erklärt sich vor allem mit dem 
Aufbau sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung, der in saisonbereinigter Rechnung zumin-
dest bis in den Oktober angehalten hat (vgl. 
1.1). Geholfen haben außerdem die Arbeits-
marktreformen sowie ein rückläufiges Arbeits-
kräfteangebot, das nach aktuellen Einschätzun-
gen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung 2008 jahresdurchschnittlich um 
76.000 abgenommen hat.12  
 
Bei der Interpretation der aktuellen Entwicklung 
muss aber auch berücksichtigt werden, dass 
Ende 2007 vorruhestandsähnliche Regelungen 
ausgelaufen sind, die die Arbeitslosigkeit redu-
ziert haben.13 Personen, die früher diese Rege-
lungen in Anspruch genommen hätten, werden 
nun als Arbeitslose gezählt. Im Jahresverlauf 
dürfte das die Arbeitslosigkeit monatlich in der 
Größenordnung von 10.000 erhöht haben.  
 

3.2 Entwicklung in West- und Ostdeutsch-
land 

In Westdeutschland hat sich die registrierte Ar-
beitslosigkeit im Dezember um 74.000 auf 
2.059.000 erhöht. Saisonbereinigt nahm sie um 
19.000 zu. Im Vergleich zum Vorjahr sank die 
Arbeitslosigkeit um 172.000 oder 8 Prozent.  
 
                                                      

                                                     

12 Vgl. IAB-Kurzbericht Nr. 20/2008. 
13 Im Einzelnen sind das: die Regelung des § 428 SGB III (Arbeitslosen-

geld unter erleichterten Voraussetzungen für Arbeitnehmer, die das 58. 
Lebensjahr vollendet haben), des § 65 Abs. 4 SGB II (analoge Anwen-
dung des § 428 SGB III für erwerbsfähige Hilfebedürftige in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende) und des § 252 Abs. 8 SGB VI (Anrech-
nungszeiten für arbeitslose Versicherte nach Vollendung des 58. Le-
bensjahres). 

In Ostdeutschland nahm sie gegenüber dem 
Vormonat um 40.000 auf 1.043.000 zu. Saison-
bereinigt errechnet sich noch ein Minus von 
1.000. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die 
Arbeitslosenzahl um 133.000 oder 11 Prozent 
reduziert. 
 

3.3 Entwicklung nach Rechtskreisen und 
Langzeitarbeitslosigkeit14 

Von den 3.102.000 Arbeitslosen im Dezember 
wurden 998.000 oder 32 Prozent im Rechtskreis 
SGB III von einer Agentur für Arbeit und 
2.104.000 oder 68 Prozent im Rechtskreis 
SGB II von einem Träger der Grundsicherung 
betreut. Die Arbeitslosenzahl ist gegenüber dem 
Vormonat im Rechtskreis SGB III um 93.000 
oder 10 Prozent und im Rechtskreis SGB II um 
21.000 oder 1 Prozent gestiegen (siehe Abbil-
dung 7: Arbeitslose nach SGB III und SGB II). 

Abbildung 7 

 
14 Ausführlicheres Datenmaterial dazu findet sich u.a. im monatlichen 

Analytikreport der Statistik der BA, Arbeitslosigkeit nach Rechtskreisen 
im Vergleich. 
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Die Saisonfigur ist im Rechtskreis SGB III deut-
lich stärker ausgeprägt als im Rechtskreis 
SGB II. Bereinigt man die saisonalen Einflüsse 
hat die Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB III 
um 28.000 zugenommen, während sie im 
Rechtskreis SGB II noch um 3.000 abgenom-
men hat.  
 
Im Rechtskreis SGB III lag die Arbeitslosigkeit 
um 41.000 oder 4 Prozent niedriger als im Vor-
jahr. Dabei wurde das Minus im Jahresverlauf 
zunehmend kleiner (November: -11 Prozent, 
Januar: -24 Prozent). Mittlerweile ist der Rück-
gang im Rechtskreis SGB II absolut und relativ 
stärker als im Rechtskreis SGB III; die Arbeitslo-
sigkeit lag dort im Dezember um 263.000 oder 
11 Prozent unter dem Vorjahreswert (November: 
-12 Prozent; Januar: -9 Prozent). 
 
Die Langzeitarbeitslosigkeit ist weiter rückläufig, 
und zwar in beiden Rechtskreisen. So hat die 
Zahl der Arbeitslosen, die länger als 12 Monate 
arbeitslos sind, im Vorjahresvergleich sogar 
stärker abgenommen als die Arbeitslosigkeit 
insgesamt, und zwar um 235.000 oder 
20 Prozent auf 944.000. Entsprechend hat sich 
ihr Anteil an allen Arbeitslosen von 38,1 Prozent 
auf 33,4 Prozent reduziert (nur Daten aus dem 
IT-System der BA, also ohne zugelassene 
kommunale Träger; siehe Abbildung 8: Lang-
zeitarbeitslosigkeit).  

Im Rechtskreis SGB II verringerte sich der 
Langzeitarbeitslosenanteil im Vorjahresvergleich 
von 46,6 Prozent auf 45,3 Prozent und im 
Rechtskreis SGB III von 21,2 Prozent auf 
11,6 Prozent. Bei Langzeitarbeitslosen im 
Rechtskreis SGB III handelt es sich zum größe-
ren Teil um Nicht-Leistungsempfänger, die ent-
weder nie einen Anspruch hatten (z.B. Berufs-
rückkehrer oder Berufseinsteiger) oder die nach 
dem Auslaufen des Arbeitslosengeld-Anspruchs 
wegen mangelnder Bedürftigkeit kein Arbeitslo-
sengeld II erhalten. Außerdem sind hier ältere 
Arbeitslosengeld-Empfänger enthalten, die Leis-
tungsansprüche von mehr als 12 Monaten ha-
ben. 
 

3.4 Arbeitslosigkeit und Arbeitsmarktpolitik15 

Im Dezember nahmen 967.000 Personen an 
Fördermaßnahmen teil, die kurzfristig allein 
durch die Teilnahme gesamtwirtschaftlich die 
Arbeitslosenzahl reduzieren.16 Gegenüber dem 
Vormonat hat sich die Teilnehmerzahl um 
31.000 verringert. In den letzten beiden Jahren 
hatte es deutlichere Abnahmen gegeben 
(-40.000 bzw. -55.000). Im Vergleich zum Vor-
jahr fällt der gesamte Entlastungseffekt um 
147.000 niedriger aus, nach -156.000 im No-
vember. Rückgängen in den Instrumentengrup-
pen Förderung der Selbständigkeit und vorruhe-
standsähnliche Regelungen stehen Zuwächse 
bei Qualifizierungsmaßnahmen und bei Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen/Arbeitsgelegenheiten 
gegenüber. Der Rückgang bei den vorruhe-
standsähnlichen Regelungen beruht vor allem 
darauf, dass Ende 2007 die Regelung des 
§ 428 SGB III ausgelaufen ist, nach der Arbeit-
nehmer, die das 58. Lebensjahr vollendet ha-

Abbildung 8 

Langzeitarbeitslosigkeit 1)

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum
absolut in %

Rechtskreis SGB III und SGB II 
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15 Fehlende Daten am aktuellen Rand werden geschätzt. Ausführlich zur 

Arbeitsmarktpolitik vgl. Kapitel IV.  
16

 Vorläufige Angaben, ohne Kurzarbeit. Darin enthalten sind Qualifizie-
rungsmaßnahmen, Beschäftigung schaffende Maßnahmen, Förderung 
der Selbständigkeit sowie Personen in § 428 SGB III und Altersteilzeit. 
Vgl. dazu Kapitel V.5. Statistische Hinweise zur Arbeitsmarktpolitik. 
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ben, Arbeitslosengeld unter erleichterten Vor-
aussetzungen beziehen konnten.  
 

3.5 Arbeitslosigkeit – Zu- und Abgänge 

Arbeitslosigkeit ist kein fester Block, vielmehr 
gibt es viel Bewegung. So meldeten sich hoch-
gerechnet im Dezember 770.000 Menschen bei 
einer Arbeitsagentur oder einem Träger der 
Grundsicherung arbeitslos, während gleichzeitig 
653.000 Personen ihre Arbeitslosigkeit beende-
ten. Im Vergleich zum Vorjahresmonat gab es 
15 Prozent mehr Zugänge und 2 Prozent mehr 
Abgänge (siehe Abbildung 9: Zugang in und 
Abgang aus Arbeitslosigkeit). Der saisonberei-
nigte Anstieg des Arbeitslosenbestandes beruht 
also vor allem auf einem im Vorjahresvergleich 
kräftigeren Zustrom von neuen Arbeitslosen. In 
der gleitenden Jahressumme von Januar bis 
Dezember 2008 meldeten sich 8,44 Mio Men-
schen arbeitslos und 8,71 Mio Arbeitslose mel-
deten sich wieder ab, im Vergleich zum entspre-
chenden Vorjahreszeitraum waren das 
3 Prozent mehr bzw. 2 Prozent weniger.  
 
Bezogen auf den Arbeitslosenbestand konnten 
mehr Menschen ihre Arbeitslosigkeit beenden; 
die so berechnete Abgangsrate hat sich im Vor-
jahresvergleich deutlich erhöht, und zwar um 
2,9 Prozentpunkte auf 21,9 Prozent.17 In der 
gleitenden Jahressumme von Januar bis De-
zember 2008 – die saisonale Schwankungen 
ausgleicht – belief sich die Abgangsrate auf 
22,0 Prozent.  
 
Die absoluten Zahlen von Zu- und Abgängen 
haben sich in den beiden Rechtskreisen unter-
schiedlich entwickelt. Im Rechtskreis SGB III 
gab es 18 Prozent mehr Arbeitslosmeldungen 
und 2 Prozent weniger Abmeldungen als vor 

                                                      
17

 Abgangs- und Zugangsraten beziehen den Abgang bzw. den Zugang 
des laufenden Monats auf den Bestand des Vormonats und ermögli-
chen damit Aussagen zur relativen Bedeutung von Abgängen bzw. Zu-
gängen u.a. im Zeitvergleich bei abnehmenden oder zunehmenden 
Beständen. 

einem Jahr. Im Rechtskreis SGB II waren die 
Veränderungen weniger ausgeprägt, die Zugän-
ge haben dort um 11 Prozent und die Abgänge 
um 5 Prozent zugenommen. 
 
Aussagekräftiger als die absoluten Abgangszah-
len sind Abgangsraten, die die sinkenden Ar-
beitslosenbestände berücksichtigen. So ist die 
Abgangsrate im Rechtskreis SGB III um 
2,5 Prozentpunkte auf 30,0 Prozent und im 
Rechtskreis SGB II um 3,0 Prozentpunkte auf 
18,3 Prozent gestiegen. Auch über das gesamte 
Jahr gesehen ist der Umschlag im Rechtskreis 
SGB III deutlich größer als im Rechtskreis 
SGB II. So waren im gleitenden Jahresdurch-
schnitt Januar bis Dezember 2008 die Zugangs- 
und Abgangsraten im Rechtskreis SGB III mit 
34,8 bzw. 32,9 Prozent fast doppelt so groß wie 
im Rechtskreis SGB II mit 15,4 bzw. 
17,2 Prozent.  

Abbildung 9 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum

absolut in %

Rechtskreis SGB III und SGB II 1)

 Zugang 770.000 +97.000 +14,5  
 Zugangsrate2) 25,8 +5,9 x  
 Abgang 653.000 +12.000 +1,8  
 Abgangsrate2) 21,9 +2,9 x  

Rechtskreis SGB III 3)

 Zugang 387.000 +60.000 +18,4  
 Zugangsrate2) 42,7 +10,4 x  
 Abgang 272.000 -7.000 -2,4  
 Abgangsrate2) 30,0 +2,5 x  

Rechtskreis SGB II 1)3)

 Zugang 383.000 +37.000 +10,8  
 Zugangsrate2) 18,4 +3,8 x  
 Abgang 382.000 +18.000 +5,1  
 Abgangsrate2) 18,3 +3,0 x  

1) einschl.hochgeschätzte Daten für zugelassene kommunale Träger
2) Zugang bzw. Abgang bezogen auf den Bestand des Vormonats
3)

 Deutschland Dezember 
2008

Zugang in und Abgang aus Arbeitslosigkeit

 Zugang bzw. Abgang jeweils ohne Rechtskreiswechsler.

 

3.6 Arbeitslosenquoten 

Die Arbeitslosenquote, auf Basis aller zivilen 
Erwerbspersonen, belief sich im Dezember auf 
7,4 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr nahm sie 
um 0,7 Prozentpunkte ab. Die saisonbereinigte 
Arbeitslosenquote blieb gegenüber dem Vormo-
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nat unverändert bei 7,6 Prozent. In Ostdeutsch-
land war die Quote mit 12,2 Prozent fast doppelt 
so groß wie im Westen mit 6,2 Prozent. Im Ver-
gleich zum Vorjahr verkleinerte sie sich in West- 
und Ostdeutschland um 0,5 bzw. 1,5 Prozent-
punkte.  
 
Die anteilige SGB-III-Arbeitslosenquote18 belief 
sich im Dezember auf 2,4 Prozent und die antei-
lige SGB-II-Arbeitslosenquote auf 5,0 Prozent; 
die Quoten verringerten sich gegenüber dem 
Vorjahr um 0,1 bzw. 0,6 Prozentpunkte. 
 

3.7 Erwerbslosigkeit nach ILO 

Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statisti-
schen Bundesamt ermittelte Erwerbslosigkeit 
belief sich in Deutschland für den November auf 
2,98 Mio und die Erwerbslosenquote auf 
6,8 Prozent.19 Die registrierte Arbeitslosigkeit 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB III) betrug im 
gleichen Monat 2,99 Mio und die Arbeitslosen-
quote 7,1 Prozent. Die saisonbereinigte Er-
werbslosenquote lag bei 7,1 Prozent, die eben-
falls saisonbereinigte Arbeitslosenquote bei 
7,6 Prozent.  
 
Die Erwerbslosen nach dem ILO-Konzept sind 
nicht einfach eine Teilmenge der Arbeitslosen 
nach den Begriffsbestimmungen des SGB. Nur 
eine Teilgruppe ist sowohl erwerbs- als auch 
arbeitslos. Jedes Konzept erfasst in erheblichem 
Maße auch Personen, die vom anderen Konzept 
nicht berücksichtigt werden (siehe Abbildung 10: 
Schnittmenge ILO-Erwerbslose und SGB-Ar-
beitslose). Die Unterschiede folgen aus ver-
schiedenen Erhebungsmethoden (Stichproben-
befragung der Bevölkerung versus Meldung bei 
                                                      
18 Die Arbeitslosenquote kann zerlegt werden in anteilige Quoten für die 

Rechtskreise SGB III und SGB II. Dabei werden die Arbeitslosen aus 
dem Rechtskreis SGB III und SGB II jeweils auf alle zivilen Erwerbs-
personen bezogen. Die Summe der beiden anteiligen Einzelquoten er-
gibt die Gesamtquote (rundungsbedingte Abweichungen sind möglich). 

19 Ausführliche Informationen finden sich auf der Internetseite des Statisti-
schen Bundesamtes unter 

      http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statis-
tiken/Arbeitsmarkt/ILOArbeitsmarktstatistik/Hinweise_ILO,version=1.psml.  

einer Agentur oder einem Träger der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende) und unterschiedli-
chen Konkretisierungen von Begriffsmerkmalen 
der Arbeitslosigkeit (z. B. liegt nach dem SGB 
Arbeitslosigkeit auch dann vor, wenn eine Be-
schäftigung von weniger als 15 Wochenstunden 
ausgeübt wird, während nach dem ILO-Konzept 
schon eine Wochenstunde Arbeit Erwerbslosig-
keit beendet; im Einzelnen vergleiche „Wichtige 
statistische Hinweise“ in Teil V des Berichts). 
 

ILO-Erwerbslose SGB-Arbeitslose

Abbildung 10: Schnittmenge ILO-Erwerbslose 
und SGB-Arbeitslose 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/Arbeitsmarkt/ILOArbeitsmarktstatistik/Hinweise_ILO,version=1.psml
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/Arbeitsmarkt/ILOArbeitsmarktstatistik/Hinweise_ILO,version=1.psml
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I. Teil 2: Jahresrückblick 2008 - Anhaltende Besserung des Arbeitsmarktes im 
Schatten konjunktureller Abschwächung 

 
Der Arbeitsmarkt hat 2008 noch von der guten Konjunktur der Vorjahre profitiert. Das reale Bruttoinlands-
produkt nahm jahresdurchschnittlich noch vermutlich um 1 ½ Prozent zu, ist aber im Jahresverlauf nach 
einem starken ersten Quartal saison- und kalenderbereinigt gesunken. Auf den Arbeitsmarkt zeigte sich 
das erst am Jahresende. Im Jahresdurchschnitt sind 2008 die Erwerbstätigkeit und insbesondere die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung weiter deutlich gestiegen. Der Beschäftigungsaufbau ist auch 
der Hauptgrund für den kräftigen Rückgang der Arbeitslosigkeit. Zu der guten Entwicklung beigetragen 
haben außerdem die Arbeitsmarktreformen und das rückläufige Arbeitskräfteangebot. 
 
1. Wirtschaftliche Entwicklung und reali-
sierte Arbeitskräftenachfrage 

Nach einem starken ersten Quartal geriet die 
deutsche Wirtschaft im weiteren Jahresverlauf in 
eine konjunkturelle Abschwungphase. Über das 
gesamte Jahr gesehen hat das Bruttoinlands-
produkt aber noch vermutlich um 1 ½ Prozent 
zugenommen.20 Der Arbeitsmarkt zeigte sich 
vom Konjunkturabschwung weitgehend unbe-
eindruckt. Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
knüpften fast nahtlos an die guten Aufschwung-
jahre 2006 und 2007 an. Erst am Jahresende 
2008 trübte sich auch der Arbeitsmarkt ein. 
 

1.1 Wirtschaftliche Entwicklung  

Nach einem starken ersten Quartal verzeichnete 
die deutsche Wirtschaft in den folgenden drei 
Quartalen negative Veränderungsraten. Vor 
allem zwei Entwicklungen waren dafür ursäch-
lich: Preissteigerungen auf den Rohstoffmärkten 
verhinderten eine Belebung des privaten Kon-
sums und die sich abschwächende Weltwirt-
schaft dämpfte die Exportnachfrage und die 
Investitionsbereitschaft der Unternehmen. Mitte 
September kamen dann weitere Belastungen 
durch die sich verschärfende internationale Fi-
nanz- und Immobilienkrise hinzu. Im Jahres-
durchschnitt konnte das reale Bruttoinlandspro-

                                                                                                           
20 Erste vorläufige Daten zur Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes in 

2008 werden vom Statistischen Bundesamt am 14. Januar 2009 veröf-
fentlicht. 

dukt zwar noch um 1 ½ Prozent zulegen, nach 
2,5 Prozent und 3,0 Prozent in den beiden Jah-
ren zuvor, der Anstieg in 2008 speiste sich aller-
dings allein aus dem starken ersten Quartal 
(Überhangeffekt). Im Jahresdurchschnitt wird 
das Wachstum vor allem von den Ausrüstungs-
investitionen und dem Export getragen, bei deut-
lich nachlassender Dynamik im Jahresverlauf. 
Einen positiven Beitrag hat auch der Staatskon-
sum geleistet. Dagegen blieb der private Kon-
sum weiter schwach, die erhoffte Belebung ist 
auch in diesem Jahr – trotz positiver Beschäfti-
gungsentwicklung und steigender Löhne – aus-
geblieben.  
 

1.2 Entwicklung der Erwerbstätigkeit 

Nach vorläufigen Angaben des Statistischen 
Bundesamtes hat sich die Erwerbstätigkeit im 
Jahresdurchschnitt um 582.000 oder 
1,5 Prozent auf  40,35 Mio erhöht, nach 
+671.000 oder +1,7 Prozent im Jahr zuvor. Der 
aktuelle Anstieg wird – wie schon in den Vorjah-
ren – vor allem vom Aufbau sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung getragen. Im Juni 
waren 27,46 Mio Arbeitnehmer sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt, 603.000 oder 
2,2 Prozent mehr als vor einem Jahr.21 Der Zu-
wachs war damit noch stärker als im Vorjahr 
(+500.000 oder +1,9 Prozent). Das aktuelle Plus 

 
21 Weil für sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigte noch 

keine Jahresdurchschnitte vorliegen, werden die Juni-Werte herange-
zogen, die in der Regel nahe beim Jahresdurchschnitt liegen. 
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entfällt überwiegend auf Vollzeitbeschäftigung; 
sie nahm um 373.000 oder 1,7 Prozent auf 
22,44 Mio zu, während die Teilzeitbeschäftigung 
um 230.000 oder 4,8 Prozent auf 5,00 Mio zu-
legte. 

Abbildung 12 

Wachstum und Beschäftigung in Deutschland

 
Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung nehmen seit 2006 zu; in die-
sen drei Jahren ist die Erwerbstätigkeit um 
1,50 Mio oder 3,9 Prozent und die sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung um 1,28 Mio 
oder 4,9 Prozent gestiegen. Die Erwerbstätigkeit 
hat 2008 ihr höchstes Niveau seit der Wieder-
vereinigung erreicht. Die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung konnte die Verluste des 
letzten Konjunkturabschwungs nicht ganz aus-
gleichen und lag noch um 368.000 oder 
1,3 Prozent unter dem letzten Höchststand in 
2000.  
 
Die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
stellen mit 68,0 Prozent zwar den größten Teil 
der Erwerbstätigen; ihre Bedeutung hat aber im 
Trend über die Jahre abgenommen: 2000 lag 
der Anteil noch bei 71,1 Prozent und 1994 bei 
75,3 Prozent. Über die Jahre an Gewicht ge-
wonnen haben vor allem Selbständigkeit und 
geringfügig entlohnte Beschäftigung. Allerdings 
hat die Dynamik in beiden Beschäftigungsfor-
men zuletzt etwas nachgelassen. Die Selbstän-
digkeit hat 2008 nach vorläufigen Angaben des 

Abbildung 11 
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Statistischen Bundesamtes um 14.000 oder 
0,3 Prozent auf 4,47 Mio zugenommen, nach 
57.000 oder 1,3 Prozent im Vorjahr. Damit übten 
2008 11,1 Prozent der Erwerbstätigen eine selb-
ständige Tätigkeit aus. 
 
Bei den Minijobs gab es 2008 ein weiteres deut-
liches Plus. Allerdings entfällt der Zuwachs fast 
allein auf sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte, die einen geringfügig entlohnten Nebenjob 
ausüben. Ihre Zahl ist um 160.000 oder 
7,8 Prozent auf 2,20 Mio gestiegen. Beinahe 
jeder 12. oder 8,0 Prozent der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten hat einen solchen 
Nebenjob. In die Erwerbstätigenrechnung gehen 
allerdings allein die ausschließlich geringfügig 
entlohnt Beschäftigten ein, weil die Nebenjobber 
schon mit ihrer Hauptbeschäftigung gezählt 
werden. Die Zahl der ausschließlich geringfügig 
entlohnt Beschäftigten blieb im Vorjahresver-
gleich praktisch unverändert bei 4,88 Mio. Ihr 
Anteil an allen Erwerbstätigen beläuft sich auf 
12,1 Prozent. 
 
Die durch Arbeitsmarktpolitik geförderte Er-
werbstätigkeit hat sich in der Summe verringert. 
Ausschlaggebend dafür war die rückläufige För-
derung der Selbständigkeit, die nach kräftigen 
Anstiegen von 2003 bis 2005 in den letzten drei 
Jahren in Folge von Rechtsänderungen deutlich 
abgenommen hat. 2008 ist sie im Vorjahresver-
gleich um 57.000 auf 180.000 gesunken. Die 
Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvari-
ante, die als Rechtsverhältnisse eigener Art in 
die Erwerbstätigenrechnung eingehen, lagen 
etwas unter dem Vorjahresniveau. Ihre Zahl hat 
sich um 10.000 auf 291.000 verringert. In sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen und Arbeitsgelegenheiten in der 
Entgeltvariante waren insgesamt 64.000 Arbeit-
nehmer beschäftigt, 2.000 mehr als vor einem 
Jahr. Darüber hinaus wurden 193.000 abhängi-
ge Arbeitnehmer durch beschäftigungsbeglei-
tende Maßnahmen gefördert, 33.000 mehr als 
vor einem Jahr.  

1.3 Entwicklung der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung nach Ländern und 
Wirtschaftszweigen  

Die Entwicklung der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung war in West- und Ost-
deutschland recht ähnlich. Dies zeigen aktuelle 
Daten aus der Beschäftigtenstatistik. So nahm in 
Westdeutschland die sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung von Juni 2007 auf Juni 2008 
um 502.000 oder 2,3 Prozent auf 22,24 Mio und 
in Ostdeutschland um 102.000 oder 2,0 Prozent 
auf 5,22 Mio zu.  
 
In Westdeutschland hat die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung in den letzten drei 
Jahren um 1,03 Mio oder 4,9 Prozent zuge-
nommen und den letzten Höchststand des Jah-
res 2001 nur knapp um 28.000 oder 0,1 Prozent 
verfehlt. In Ostdeutschland ist erstmals seit der 
Wiedervereinigung die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung anhaltend und merklich 
gestiegen. In den drei Aufschwungjahren hat die 
Beschäftigung um 247.000 oder 5,0 Prozent 
zugenommen. Im letzten Konjunkturaufschwung 
1999/2000 hatten die strukturellen Belastungen 
in Ostdeutschland noch überwogen und die 
Beschäftigung sinken lassen.  
 
Auch in der Differenzierung nach Bundesländern 
zeigt sich ein durchgehend positives Bild. In 
allen Bundesländern ist die Beschäftigung ge-
stiegen. Die Spanne der Zuwächse reicht von 
1,4 Prozent in Sachsen-Anhalt bis zu 3,3 Pro-
zent im Stadtstaat Hamburg. 
 
Die Betrachtung nach Branchen22 zeigt in den 
meisten Fällen Beschäftigungszuwächse. Vor 
allem bei unternehmensnahen Dienstleistungen 
gab es einen kräftigen Anstieg. Die Zahl der 
                                                      
22 Die Erfassung von Betrieben und Beschäftigten wird zurzeit auf die 

neue Wirtschaftszweigklassifikation WZ 2008 umgestellt, die ab Janu-
ar 2008 gültig ist. Im Übergang wird aber noch auf Basis der alten 
Wirtschaftszweigklassifikation (WZ 2003) berichtet, vgl. hierzu „Son-
derbericht über die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in wirt-
schaftsfachlicher Gliederung (WZ 2003)“. 
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sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat 
sich in diesem Wirtschaftszweig von Juni 2007 
bis Juni 2008 um 6,2 Prozent oder 225.000 auf 
3,85 Mio erhöht. Zum Teil beruht dieser Zu-
wachs auf Arbeitnehmerüberlassung23, die um 
61.000 oder 9,6 Prozent zugenommen hat; ihr 
Anteil an allen sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten belief sich auf 2,6 Prozent. Darüber 
hinaus waren deutliche Zuwächse vor allem bei 
Erziehung und Unterricht mit +2,8 Prozent oder 
+28.000 auf 1,01 Mio, im Gesundheits- und So-
zialwesen mit +2,8 Prozent bzw. +89.000 auf 
3,26 Mio, bei sonstigen Dienstleistungen mit 
+2,3 Prozent bzw. +29.000 auf 1,26 Mio sowie 
im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
mit +2,2 Prozent oder +35.000 auf 1,59 Mio zu 
verzeichnen. Ein großer Wachstumsbeitrag kam 
auch vom Verarbeitenden Gewerbe, das um 
2,0 Prozent bzw. 132.000 auf 6,82 Mio zuge-
nommen hat. Leichte Beschäftigungsverluste 
gab es u.a. im Kredit- und Versicherungsgewer-
be mit einem Minus von 1,0 Prozent bzw. 
10.000 auf 972.000, im Baugewerbe mit 
-0,5 Prozent bzw. -8.000 auf 1,53 Mio und in der 
öffentlichen Verwaltung mit -0,4 Prozent bzw. 
-7.000 auf 1,66 Mio. 
 
Der Strukturwandel zum Dienstleistungssektor 
hat sich auch im Konjunkturaufschwung fortge-
setzt. Weil der Beschäftigungszuwachs in den 
Dienstleistungsbranchen stärker als im Produ-
zierenden Gewerbe war, haben sich die Gewich-
te weiter verschoben. Im Juni 2008 arbeiteten 
67,0 Prozent der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in einer Dienstleistungsbranche, 

                                                      
23 Hier werden nur die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsver-

hältnisse in der Wirtschaftsunterklasse „Gewerbsmäßige Überlassung 
von Arbeitskräften“ nach der WZ 2003 erfasst. Die aktuelle Entwicklung 
der Arbeitnehmerüberlassung kann damit gut abgebildet werden. Die 
Beschäftigtenzahlen decken aber nicht alle überlassenen Arbeitnehmer 
ab, da zum einen die Stammbelegschaft miterfasst wird und zum ande-
ren der Wirtschaftsunterklasse nur die Betriebe zugeordnet sind, deren 
wirtschaftlicher Schwerpunkt Arbeitnehmerüberlassung ist. Nach den 
letzten Ergebnissen der Statistik der Arbeitnehmerüberlassung waren 
am 30. Juni 2008 rund 794.000 Arbeitnehmer verliehen, während zum 
gleichen Stichtag 700.000 sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer 
in der Wirtschaftsunterklasse beschäftigt sind.  

im Vergleich zu 66,8 Prozent in 2007 und 
63,0 Prozent im Jahr 2000. Auf das Produzie-
rende Gewerbe bzw. den Sekundären Sektor 
entfielen nur noch 31,8 Prozent der Beschäftig-
ten, nach 32,0 Prozent in 2007 und 35,7 Prozent 
in 2000. Allerdings wird der trendmäßige Rück-
gang dadurch überzeichnet, dass Arbeitsplätze 
aus der Industrie in rechtlich selbständige 
Dienstleistungsunternehmen ausgelagert wur-
den. Zuletzt hat hier auch die zunehmende In-
anspruchnahme von Arbeitnehmerüberlassung 
eine Rolle gespielt.  
 

2. Nicht realisierte Arbeitskräftenach-
frage 

Das gesamtwirtschaftliche Stellenangebot dürfte 
2008 deutlich abgenommen haben. Das zeigen 
repräsentative Betriebsbefragungen, die viertel-
jährlich durchgeführt werden und aktuell bis zum 
dritten Quartal 2008 reichen. Die der Bundes-
agentur für Arbeit gemeldeten Stellen, die Teil 
des gesamtwirtschaftlichen Stellenangebotes 
sind, haben sich dagegen auf vergleichsweise 
hohem Niveau gehalten. Der jahresdurchschnitt-
liche Rückgang ist dort vergleichsweise mode-
rat, weil Betriebe und Verwaltungen die Arbeits-
agenturen stärker in die Stellenbesetzung ein-
bezogen haben. Weitere Stellen waren der Bun-
desagentur für Arbeit über ihre Job-Börse und 
den Job-Roboter bekannt. 
 

2.1 Gemeldete Stellen 

Der Bestand an gemeldeten Stellen hat sich 
2008 insgesamt auf hohem Niveau gehalten. Im 
Jahresdurchschnitt waren 569.000 Stellen (ein-
schließlich geförderter Stellen) gemeldet, 53.000 
oder 9 Prozent weniger als vor einem Jahr. Von 
allen gemeldeten Stellen entfielen jahresdurch-
schnittlich 358.000 oder 63 Prozent auf ungeför-
derte Stellen für „normale“ sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse, die besser 
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die Marktentwicklung widerspiegeln.24 Das wa-
ren 27.000 oder 7 Prozent weniger als vor ei-
nem Jahr. Damit liegt der Stellenbestand immer 
noch deutlich über den Niveaus der Jahre 2005 
und 2006.  

 
In Westdeutschland hat der gesamte Stellenbe-
stand gegenüber dem Vorjahr um 33.000 oder 
7 Prozent auf 455.000 und in Ostdeutschland 
um 20.000 oder 15 Prozent auf 113.000 abge-
nommen. Die ungeförderten Stellen für „norma-
le“ sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse haben sich im Westen um 
20.000 oder 6 Prozent auf 307.000 und im Os-
ten um 7.000 oder 13 Prozent auf 51.000 verrin-
gert. Dabei ist der Anteil der geförderten Stellen 

                                                      
24

 Geförderte Stellen umfassen Stellen für PSA, ABM, BSI und Arbeitsge-
legenheiten. “Normale“ sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse enthalten zum einen keine geringfügig entlohnte Beschäf-
tigung und zum anderen keine Job-, Saison-, Tele-, Gastarbeiter-  und 
PSA-Stellen sowie besondere Stellen für Haushaltshilfen für Pflegebe-
dürftige. 

an allen Stellen im Osten mit 50 Prozent fast 
doppelt so groß wie im Westen mit 26 Prozent. 
 
Der Stellenbestand schlägt sich relativ schnell 
um. So wurden im Jahresverlauf 2,65 Mio Stel-
len an- und 2,64 Mio Angebote abgemeldet. 
Allerdings war die Dynamik deutlich schwächer 
als vor einem Jahr; so gingen im Vergleich zum 
Vorjahr jeweils 9 Prozent weniger Stellen ein 
bzw. ab. Die Bewegungen sind von geförderten 
Stellen, also insbesondere von Arbeitsgelegen-
heiten, beeinflusst. Die konjunkturelle Entwick-
lung kann besser an den ungeförderten Stellen 
für „normale“ sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse abgelesen werden. 
Dabei sind die Veränderungen der gemeldeten 
Stellenzugänge ein besserer Indikator für die 
Einstellungsbereitschaft der Betriebe als Verän-
derungen der Bestandszahlen. Sie zeigen eine 
weiterhin hohe Nachfrage nach Arbeitskräften, 
die allerdings etwas an Schwung verloren hat. 
So wurden im Jahresverlauf 1,75 Mio derartige 
Stellen neu gemeldet, 86.000 oder 5 Prozent 
weniger als vor einem Jahr. Gleichzeitig wurden 
im Jahresverlauf 1,78 Mio Stellen für ungeför-
derte „normale“ sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse abgemeldet, 55.000 
oder 3 Prozent weniger als im Vorjahr.  

Abbildung 13 

Anteil
Veränderung gegenüber

dem Vorjahr
in % absolut in%

  Bestand
  alle Stellen 568.500 100 -52.900 -8,5  
    darunter: Vakanzen 503.300 89 -49.000 -8,9  
  ungeförderte Stellen 391.300 69 -40.100 -9,3  
    darunter: Vakanzen 341.500 87 -34.600 -9,2  
  ungeförderte sozialver-
  sicherungspflichtige Stellen1) 357.700 63 -27.100 -7,1  
    darunter: Vakanzen 312.600 87 -25.200 -7,5  

  Zugang
  alle Stellen 2.649.200 100 -249.200 -8,6  
    darunter: Vakanzen 1.288.800 49 -102.200 -7,3  
  ungeförderte Stellen 1.957.200 74 -177.600 -8,3  
    darunter: Vakanzen 970.200 50 -25.300 -2,5  
  ungeförderte sozialver-
  sicherungspflichtige Stellen1) 1.753.000 66 -86.100 -4,7  
    darunter: Vakanzen 867.100 49 +2.300 +0,3  

  Abgang
  alle Stellen 2.640.800 100 -250.800 -8,7  
  ungeförderte Stellen 1.990.400 75 -152.000 -7,1  
  ungeförderte sozialver-
  sicherungspflichtige Stellen1) 1.780.600 67 -54.700 -3,0  
    darunter: ohne Vakanzzeit 161.100 9 -7.800 -4,6 
                    über drei Monate 417.000 23 -12.200 -2,8  
  durchschnittliche Vakanzzeit2) 65 -1 -1,3  

2) Zeitspanne vom Besetzungstermin bis zu Abgang der Stelle aus dem Bestand in Tagen.

 Gemeldetes Stellenangebot

Deutschland 2008

1) Ohne Job-, Saison-, Telearbeit-, Gastarbeiter-  und PSA-Stellen sowie Daueraufträge.
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Der Bestand an unbesetzten Stellen signalisiert 
für sich allein noch keinen Kräftemangel oder 
Engpass. Es ist zunächst nur eine Momentauf-
nahme der laufenden Entstehung und Beset-
zung offener Stellen. Ein Engpass zeigt sich erst 
dann, wenn die Suche deutlich länger dauert als 
„üblich“ oder mangels Erfolgsaussichten ganz 
aufgegeben wird. Als statistische Messgröße 
kann hierfür die Vakanzzeit herangezogen wer-
den; sie wird gemessen vom gewünschten Be-
setzungstermin bis zum Abgang der Stelle und 
erfasst damit etwa die Zeitspanne, in der ein 
Arbeitsplatz auch tatsächlich zu besetzen war. 
Die durchschnittliche Vakanzzeit der in 2008 
abgemeldeten Stellenangebote für ungeförderte 
„normale“ sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse blieb auf hohem Niveau und 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr nur leicht 
verringert, und zwar von 66 Tagen auf 
65 Tagen. Dabei ist der Einfluss der Arbeits-
agenturen auf die Vakanzzeit eher begrenzt, im 
Wesentlichen wird sie bestimmt von konjunktu-
rellen und strukturellen Einflüssen, also insbe-
sondere von regionalen und qualifikationsbe-
dingten Diskrepanzen. Die Agenturen leisten 
ihren Beitrag durch Verbesserung der Aus-
gleichprozesse und den Einsatz gezielter Wei-
terbildungsmaßnahmen. 
 

Die Relation von jahresdurchschnittlicher Ar-
beitslosigkeit zu gemeldetem (ungefördertem 
„normalem“) Stellenangebot war mit neun zu 
eins nach wie vor so groß, dass von einem ge-
nerellen Kräftemangel 2008 keine Rede sein 
kann. Nach Berufsordnungen differenziert zei-
gen sich aber durchaus einige Berufe mit Eng-
pässen. Überdurchschnittlich lange Vakanzzei-
ten weisen vor allem folgende Berufsbereiche 
auf:25 Metallberufe (u.a. Schlosser, Rohrinstalla-
teure, Schweißer, Dreher und Fräser), Elektro-
berufe (insbesondere Elektroinstallateure und 
-monteure sowie Elektrogerätebauer), Ingenieu-
re (insbesondere Maschinen-, Fahrzeugbau- 
und Elektroingenieure), Techniker (insbesonde-
re Maschinenbautechniker), einige Bau- und 
baunahe Berufe (u.a. Betonbauer, Zimmerer), 
Werbefachleute, Datenverarbeitungsfachleute, 
Mechaniker und Bank- und Versicherungsfach-
leute. Fasst man die Berufe mit den längsten 
Vakanzzeiten zusammen, dauert es in dieser 
Gruppe (mit einem Anteil von 30 Prozent an 
allen ausgewerteten Berufsordnungen) durch-
schnittlich 89 Tage, bis eine Stelle abgemeldet 
wurde, im Vergleich zu 62 Tagen für Berufe in 
der mittleren Gruppe (Anteil 40 Prozent) und 44 
Tagen für Berufsordnungen in der unteren 
Gruppe mit den niedrigsten Vakanzzeiten (Anteil 
30 Prozent). In der obersten Gruppe mit den 
längsten Vakanzzeiten hat im Vorjahresver-
gleich die abgeschlossene Vakanzzeit um 
2 Tage zugelegt. In den beiden anderen Grup-

Abbildung 15 

                                                      
25 Zur Methode: Die Auswertung erfolgte auf Basis von Jahresergebnis-

sen für Berufsordnungen (3-Steller). Es wurden nur Stellen für unge-
förderte „normale“ sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse herangezogen (66 Prozent aller Stellenzugänge in 2008).  
Berufsordnungen mit weniger als 100 Stellenzugängen und ohne (Be-
rufs-) Angabe wurden wegen verzerrender Wirkung und mangelnder 
Relevanz in die Analyse nicht miteinbezogen (Anteil an allen ungeför-
derten „normalen“ sozialversicherungspflichtigen Stellen 3,2 Prozent). 
Die verbleibenden Berufsordnungen wurden nach der abgeschlosse-
nen Vakanzzeit absteigend sortiert und in zehn gleich große Gruppen 
(Dezile) eingeteilt. Das erste Dezil enthält Berufsordnungen mit den 
längsten, das zehnte Dezil mit den niedrigsten Vakanzzeiten. Die Beru-
fe in den ersten drei Dezilen werden als Berufe mit Engpässen bewer-
tet und - wenn möglich – zu größeren Berufsgruppen zusammenge-
fasst. Die Reihung innerhalb der Berufe mit Engpässen in den ersten 
drei Dezilen erfolgt dann nach der Anzahl der Zugänge, also nach der 
Bedeutung/des Gewichts der Berufsgruppe bzw. der Berufsordnung. 
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pen gab es praktisch kaum Veränderungen. Die 
Vakanzzeiten entsprachen auch den Knapp-
heitsverhältnissen in den drei Gruppen: Wäh-
rend in der Gruppe mit den längsten Vakanzzei-
ten auf eine gemeldete Stelle für ein ungeförder-
tes „normales“ sozialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis jahresdurchschnittlich 
nur 2,3 Arbeitslose kamen, waren es in der mitt-
leren Gruppe immerhin 8,1 Arbeitslose und in 
der Gruppe mit den kürzesten Vakanzzeiten 
sogar 17,4 Arbeitslose. 

 

2.2 BA-bekannte Stellen 

Neben den gemeldeten offenen Stellen kennt 
die Bundesagentur noch zusätzliche Stellen, 
und zwar jahresdurchschnittlich 12.000 aus der 
privaten Arbeitsvermittlung, 238.000 aus ihrer 
Job-Börse und 141.000 aus dem Job-Roboter.26 

                                                      

                                                     

26
 Vgl. Das Stellenangebot in Deutschland - BA-bekannte Stellen,  
http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000100/html/sonder/index.shtml  

Nach Untersuchungen des IAB kennt die Bun-
desagentur für Arbeit einen größer werdenden 
Teil des gesamtwirtschaftlichen Stellenangebots 
und kann darauf Bewerber vermitteln - teilweise 
aber erst nach Rücksprache mit dem Arbeitge-
ber.27  
 

2.3 Gesamtwirtschaftliches Stellenangebot28 

Einen umfassenden Überblick über die nicht 
realisierte Arbeitskräftenachfrage geben reprä-
sentative Betriebsbefragungen des IAB zum 
gesamtwirtschaftlichen Stellenangebot, die vier-
teljährlich durchgeführt werden. In diesen Erhe-
bungen werden auch jene Stellen erfasst, die 
der Bundesagentur für Arbeit nicht gemeldet 
wurden bzw. nicht bekannt sind.  

Abbildung 16 
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Nach jüngsten Angaben des IAB lag das ge-
samtwirtschaftliche Stellenangebot im dritten 
Quartal 2008 bei 998.000 Stellen. Das waren 
255.000 oder 20 Prozent weniger als vor einem 
Jahr. Darunter waren 829.000 Stellenangebote 
für den 1. Arbeitsmarkt, die im Vorjahresver-
gleich um 234.000 oder 22 Prozent abgenom-
men haben. Von allen Stellen waren der Bun-
desagentur für Arbeit 58 Prozent gemeldet, von 
den Stellen des 1. Arbeitsmarktes 50 Prozent. 
Die Meldequoten haben gegenüber dem Vorjahr 
um 9 bzw. 7 Prozentpunkte zugenommen. 
 

3. Arbeitskräfteangebot 

Das Angebot an Arbeitskräften in Deutschland 
hat nach Einschätzungen des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung jahresdurch-
schnittlich weiter leicht abgenommen. Nach 
aktuellen Berechnungen gab es gegenüber dem 
Vorjahr einen Rückgang von 76.000 auf 
44,38 Mio. Seit der Wiedervereinigung war das 

 
27

 Aufgrund einer wachsenden, nicht mehr quantifizierbaren Mehrfacher-
fassung derselben Stellenangebote, wurde  ab Berichtsmonat Novem-
ber 2008 auf eine Summenbildung der BA-bekannten Stellen verzichtet. 

28 Vgl. Presseinformation des IAB vom 17.11.2008;  
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/os0803.aspx 

http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000100/html/sonder/index.shtml
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Erwerbspersonenpotenzial durchgehend gestie-
gen. Seit 2006 dominiert der demografische 
Trend, dass mehr ältere Menschen aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden als junge nachrü-
cken und die erwerbsfähige Bevölkerung immer 
älter wird. Dieser Effekt minderte das Angebot in 
2008 um 128.000. Angebotserhöhende Effekte 
wie zunehmende Erwerbsneigung (+33.000) und 
Zuwanderung (+19.000) haben das nicht mehr 
ausgleichen können. 
 
Allerdings waren die Entwicklungen in West- 
und Ostdeutschland unterschiedlich. In West-
deutschland ist das Erwerbspersonenpotenzial 
noch etwas gestiegen, und zwar um 33.000 auf 
35,66 Mio. Zunahmen durch Verhaltens-, Wan-
derungs- und Pendlereffekte konnten die demo-
grafisch bedingten Abnahmen überkompensie-
ren. In Ostdeutschland verringerte sich das Er-
werbspersonenpotenzial dagegen um 110.000 
auf 8,72 Mio. Der demografisch bedingte Rück-
gang wird dort durch rückläufige Erwerbsnei-
gung und Wanderungs- bzw. Pendlerverluste 
verstärkt. 
 

4. Arbeitslosigkeit 

Der kräftige Beschäftigungsaufbau und das 
leicht sinkende Arbeitskräfteangebot haben die 
Arbeitslosigkeit 2008 weiter deutlich sinken las-

sen. Arbeitslosenzahl und -quote liegen unter 
dem letzten Tiefstand von 2001. Alle Gruppen 
haben von der Besserung profitiert; Männer und 
Frauen, Junge und Alte sowie Deutsche und 
Ausländer. Die positive Arbeitsmarktentwicklung 
hat auch beide Rechtskreise erfasst, vor allem 
die Langzeitarbeitslosigkeit ist deutlich gesun-
ken.  
 

4.1 Entwicklung im Bund und in den Ländern 

Im Jahresdurchschnitt waren in Deutschland 
3.268.000 Menschen arbeitslos gemeldet, 
508.000 oder 13 Prozent weniger als vor einem 
Jahr. Im Vergleich zum Jahr 2005, als die Ar-
beitslosigkeit infolge der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe ihren bisherigen 
Höchstwert erreichte, hat sich die Arbeitslosig-
keit um 1.593.000 oder 33 Prozent verringert. 
Maßgeblich für diesen starken Rückgang waren 
das positive konjunkturelle Umfeld, die Arbeits-
marktreformen und der Rückgang des Arbeits-
kräfteangebots. Im Vergleich mit 2005 und 2006 
dürfte auch die systematischere Überprüfung 
des Arbeitslosenstatus eine Rolle gespielt ha-
ben. Dies zeigt sich gerade im Rechtskreis 
SGB II und ist auch das Ergebnis zunehmender 
Routine bei den Trägern der Grundsicherung 
(siehe auch 4.2 und 5.2). 
 
Bei der Interpretation der aktuellen Entwicklung 
muss aber auch berücksichtigt werden, dass 
Ende 2007 vorruhestandsähnliche Regelungen 
ausgelaufen sind, die die Arbeitslosigkeit redu-
ziert haben.29 Personen, die früher diese Rege-
lungen in Anspruch genommen hätten, werden 
nun als Arbeitslose gezählt. Im Jahresdurch-
schnitt dürfte das die Arbeitslosigkeit in der Grö-
ßenordnung von 65.000 erhöht haben.  

Abbildung 17 

                                                      
29 Im Einzelnen sind das: die Regelung des § 428 SGB III (Arbeitslosen-

geld unter erleichterten Voraussetzungen für Arbeitnehmer, die das 58. 
Lebensjahr vollendet haben), des § 65 Abs. 4 SGB II (analoge Anwen-
dung des § 428 SGB III für erwerbsfähige Hilfebedürftige in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende) und des § 252 Abs. 8 SGB VI (Anrech-
nungszeiten für arbeitslose Versicherte nach Vollendung des 58. Le-
bensjahres). 
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Die Arbeitslosigkeit hat sich in West- und in Ost-
deutschland deutlich verringert. In Westdeutsch-
land nahm sie jahresdurchschnittlich um 
341.000 oder 14 Prozent auf 2.145.000 und in 
Ostdeutschland um 167.000 oder 13 Prozent auf 
1.123.000 ab. In Westdeutschland war die Ar-
beitslosigkeit zuletzt 1992 und in Ostdeutsch-
land 1991 niedriger als in 2008.  
 
In der Betrachtung nach Bundesländern gab es 
die relativ stärksten Rückgänge in Bayern und 
Baden-Württemberg mit -21 bzw. -16 Prozent. 
Am unteren Ende des Spektrums befinden sich 
Schleswig-Holstein und Hamburg mit immer 
noch beachtlichen Abnahmen von jeweils 
10 Prozent.  
 

4.2 Entwicklung nach Rechtskreisen30 

Von den 3.268.000 Arbeitslosen wurden jahres-
durchschnittlich 1.011.000 oder 31 Prozent im 
Rechtskreis SGB III von einer Agentur für Arbeit 
und 2.257.000 oder 69 Prozent im Rechtskreis 
SGB II von einem Träger der Grundsicherung 
betreut. Gegenüber dem Vorjahr hat sich die 
Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB III um 
243.000 oder 19 Prozent und im Rechtskreis 
SGB II um 266.000 oder 11 Prozent verringert. 
Die Anteile an den Arbeitslosen haben sich um 
2 Prozentpunkte hin zum Rechtskreis SGB II 
verschoben. 
 

4.3 Arbeitslosigkeit und Arbeitsmarktpolitik31 

Die Teilnehmerzahl in arbeitsmarkpolitischen 
Maßnahmen, die kurzfristig allein durch die Teil-
nahme gesamtwirtschaftlich die Arbeitslosenzahl 
reduzieren, belief sich jahresdurchschnittlich auf 

                                                      
                                                     30 Ausführlicheres Datenmaterial dazu findet sich u.a. im monatlichen 

Analytikreport der Statistik der BA, Arbeitslosigkeit nach Rechtskreisen 
im Vergleich. 

31 Fehlende Daten am aktuellen Rand werden geschätzt. Ausführlich zur 
Arbeitsmarktpolitik vgl. Kapitel IV.  

1,014 Mio.32 Gegenüber dem Vorjahr hat sie 
sich um 146.000 verringert. Rückgängen in den 
Instrumentengruppen vorruhestandsähnliche 
Regelungen (-97.000 auf 231.000), Förderung 
der Selbständigkeit (-57.000 auf 180.000) und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen/ Arbeitsgele-
genheiten (-11.000 auf 355.000) stehen Zu-
wächse bei Qualifizierungsmaßnahmen 
(+22.000 auf 247.000) gegenüber. Der Rück-
gang bei den vorruhestandsähnlichen Regelun-
gen beruht vor allem darauf, dass Ende 2007 
die Regelung des § 428 SGB III ausgelaufen ist, 
nach der Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr 
vollendet haben, Arbeitslosengeld unter erleich-
terten Voraussetzungen beziehen konnten.  
 
Deutliche Unterschiede gibt es zwischen den 
Rechtskreisen. Während im Rechtskreis SGB III 
die Teilnehmerzahl in den entlastenden Förder-
maßnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 
150.000 auf 512.000 abgenommen hat, ist sie 
im Rechtskreis SGB II um 4.000 auf 502.000 
leicht gestiegen.  
 

4.4 Arbeitslosigkeit – Zu- und Abgänge sowie 
Dauern 

Arbeitslosigkeit ist kein fester Block, vielmehr 
gibt es viel Bewegung. So meldeten sich hoch-
gerechnet im Jahresverlauf 8,44 Mio Menschen 
bei einer Arbeitsagentur oder einem Träger der 
Grundsicherung arbeitslos, während gleichzeitig 
8,71 Mio Personen ihre Arbeitslosigkeit beende-
ten. Im Vergleich zum Vorjahr gab es 2 Prozent 
mehr Zugänge und 1 Prozent weniger Abgänge. 
Bezieht man die Abmeldungen im Jahresverlauf 
auf den jeweiligen Bestand des Vormonats, 
konnten 2008 monatsdurchschnittlich 22,0 Pro-
zent der Arbeitslosen ihre Arbeitslosigkeit been-

 
32

 Vorläufige Angaben, ohne Kurzarbeit. Darin enthalten sind Qualifizie-
rungsmaßnahmen, Beschäftigung schaffende Maßnahmen, Förderung 
der Selbständigkeit sowie Personen in § 428 SGB III und Altersteilzeit. 
Vgl. dazu Kapitel V.5. Statistische Hinweise zur Arbeitsmarktpolitik. 
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den.33 2007 hatte diese Abgangsrate noch 
19,2 Prozent betragen.  

 
In der Differenzierung nach Rechtskreisen zei-
gen sich (in Niveau und Veränderung) markante 
Unterschiede. Während im Rechtskreis SGB III 
sich die Zugänge erhöht und die Abgänge ver-
ringert haben (+3 Prozent bzw. -4 Prozent), sind 
im Rechtskreis SGB II Zu- und Abgänge leicht 
gestiegen (+2 Prozent bzw. +1 Prozent). Die 
größeren Bewegungszahlen im Rechtskreis 
SGB II sind auch das Ergebnis von mehr Ar-
beitsmarktpolitik und einer konsequenteren Er-
fassung des Arbeitslosenstatus, was beides zu 
mehr Abgängen und wegen Unterbrechungen 
auch zu mehr Zugängen führen kann.  
 
Aussagekräftiger als die absoluten Zugangs- 
und Abgangszahlen sind die Abgangsraten als 
Maßzahl für die Abgangswahrscheinlichkeit. So 

                                                      

-
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 Abgangs- und Zugangsraten beziehen den Abgang bzw. den Zugang 
des laufenden Monats auf den Bestand des Vormonats und ermögli-
chen damit Aussagen zur relativen Bedeutung von Abgängen bzw. Zu-
gängen u.a. im Zeitvergleich bei abnehmenden oder zunehmenden 
Beständen. 

hat sich bei sinkendem Arbeitslosenbestand die 
jahresdurchschnittliche Abgangsrate im Rechts-
kreis SGB III um 5,9 Prozentpunkte auf 
32,9 Prozent erhöht. Der Anstieg war deutlich 
stärker als im Rechtskreis SGB II; dort ist die 
Quote um 1,9 Prozentpunkte auf 17,2 Prozent 
gestiegen. Insgesamt ist der Umschlag im 
Rechtskreis SGB III deutlich größer als im 
Rechtskreis SGB II. So waren 2008 die Zu-

 und Abgangsraten im Rechtskreis 
SGB III mit 34,8 Prozent bzw. 32,9 Prozent etwa 
doppelt so groß wie im Rechtskreis SGB II mit 
15,4 bzw. 17,2 Prozent. 

Abbildung 18 
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Die abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit 
hat sich 2008 verringert. Personen, die ihre Ar-
beitslosigkeit im Jahresverlauf beendeten, wa-

rchschnittlich 38,7 Wochen arbeitslos, im 
Vergleich zu 42,1 Wochen im Jahr zuvor (ermit-
telt mit statistischen Daten basierenden auf IT-
Fachverfahren der BA). Auch die Langzeitar-
beitslosigkeit hat deutlich abgenommen. Lang-
zeitarbeitslose sind Personen, die zum jeweili-
gen Stichtag länger als 12 Monate arbeitslos 
waren (bisherige Dauer im Unterschied zur ab-
geschlossenen Dauer). Im Jahresdurchschnitt 
2008 gab es 1.088.000 Langzeitarbeitslose, das 
waren 298.000 oder 22 Prozent weniger als vor 
einem Jahr (nur statistische Daten basierend auf 
dem IT-Fachverfahren der BA). Weil die Lang-
zeitarbeitslosigkeit stärker abgenommen hat als 
die Arbeitslosigkeit insgesamt, ist ihr Anteil an 
allen Arbeitslosen von 40,3 Prozent auf 
36,6 Prozent gesunken. Dabei beendeten im 
Jahresverlauf 1,61 Mio Personen ihre Langzeit-
arbeitslosigkeit; ihre Abgangsrate hat sich von 
11,2 Prozent auf 12,1 Prozent erhöht.  
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Die abgeschlossenen Arbeitslosendauern sind 
im Rechtskreis SGB III deutlich kürzer als im 
Rechtskreis SGB II. Personen, die 2008 ihre 
Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB II beende-
ten, brauchten dazu durchschnittlich 53,6 Wo-
chen. Dagegen waren Personen, die ihre Ar-
beitslosigkeit im Rechtskreises SGB III beende-
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ten, durchschnittlich 23,3 Wochen arbeitslos. In 
beiden Rechtskreisen hat sich diese Zeitspanne 
verringert, im Rechtskreis SGB III um 4,3 Wo-
chen und im Rechtskreis SGB II um 3,4 Wo-
chen. Langzeitarbeitslose werden weit überwie-
gend im Rechtskreis SGB II betreut, aber nicht 
alle Arbeitslosen in diesem Rechtskreis sind 
länger als ein Jahr arbeitslos. Der Anteil der 
Langzeitarbeitslosen beläuft sich dort jahres-
durchschnittlich auf 47,1 Prozent, im Vergleich 
zu 48,9 Prozent vor einem Jahr. Gleichzeitig gibt 
es auch im Rechtskreis SGB III Langzeitarbeits-
lose, ihr Anteil ist allerdings mit 16,2 Prozent 
deutlich kleiner als im Rechtskreis SGB II, zu-
dem hat er auch deutlicher abgenommen (Vor-
jahr: 25,3 Prozent). Langzeitarbeitslose im 
Rechtskreis SGB III sind zum größeren Teil 
Nicht-Leistungsempfänger, die entweder nie 
einen Anspruch hatten (z.B. Berufseinsteiger) 
oder die nach Auslaufen des Arbeitslosengeld-
Anspruchs wegen mangelnder Bedürftigkeit kein 
Arbeitslosengeld II erhalten. Außerdem sind hier 
ältere Arbeitslosengeld-Empfänger enthalten, 
die Leistungsansprüche von mehr als 12 Mona-
ten haben. 
 

4.5 Arbeitslosenquoten 

Die jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote, 
auf Basis aller zivilen Erwerbspersonen, belief 
sich 2008 auf 7,8 Prozent. Im Vergleich zum 
Vorjahr nahm sie um 1,2 Prozentpunkte ab. Die 
Quote liegt damit deutlich unter dem letzten 
Tiefstand von 2001 mit damals 9,4 Prozent. 
 
In Ostdeutschland war die Quote mit 
13,1 Prozent mehr doppelt so groß wie im Wes-
ten mit 6,4 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr 
verkleinerte sie sich im Westen um 1,1 und in 
Ostdeutschland um 2,0 Prozentpunkte.  
 

Die anteilige SGB-III-Arbeitslosenquote34 belief 
sich im Jahresdurchschnitt 2008 auf 2,4 Prozent 
und die anteilige SGB-II-Arbeitslosenquote auf 
5,4 Prozent; die Quoten verringerten sich ge-
genüber dem Vorjahr jeweils um 
0,6 Prozentpunkte. 
 

5. Soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit 

Nach einer vorläufigen Hochrechnung erhielten 
2008 jahresdurchschnittlich 5.818.000 erwerbs-
fähige Menschen Lohnersatzleistungen nach 
dem SGB III oder Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes nach dem SGB II. Das waren 
429.000 oder 7 Prozent weniger als vor einem 
Jahr. Differenziertere und integrierte Auswertun-
gen zu Leistungsbezug und Arbeitslosigkeit 
werden erst nach einer Wartezeit von drei Mo-
naten durchgeführt und können deshalb für den 
Jahresrückblick noch nicht vorgelegt werden.  

Abbildung 19 

  Leistungsempfänger insgesamt 1) 5.818.000 6.247.000 6.702.000 
    davon:
    Arbeitslosengeld 1) 916.000 1.080.000 1.445.000 
    Arbeitslosengeld II 1) 5.005.000 5.277.000 5.392.000 
1) für 2008 hochgerechnete Werte
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5.1 Arbeitslosenversicherung 

Im Jahr 2008 erhielten jahresdurchschnittlich 
916.000 Personen Arbeitslosengeld nach dem 
SGB III (ohne Arbeitslosengeld für Weiterbil-
dung), das waren 164.000 oder 15 Prozent we-
niger als vor einem Jahr. 103.000 Arbeitslosen-
geld-Empfänger bekamen nach vorläufigen 
Schätzungen zusätzlich auch Leistungen aus 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende (so ge-

                                                      

gibt die Gesamtquote (rundungsbedingte Abweichungen sind möglich). 

34 Die Arbeitslosenquote kann zerlegt werden in anteilige Quoten für die 
Rechtskreise SGB III und SGB II. Dabei werden die Arbeitslosen aus 
dem Rechtskreis SGB III und SGB II jeweils auf alle zivilen Erwerbs-
personen bezogen. Die Summe der beiden anteiligen Einzelquoten er-
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nannte Aufstocker). Arbeitslosengeld-Empfänger 
werden als einzelne Personen mit Ansprüchen 
an die Arbeitslosenversicherung erfasst. Perso-
nen, die mit Arbeitslosengeld-Empfängern zu-
sammen leben, also z.B. Partner oder Kinder, 
und keinen eigenen Anspruch haben, werden 
nicht erhoben. Dies ist beim Vergleich mit Aus-
wertungen aus der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende zu beachten, in der alle Personen einer 
Bedarfsgemeinschaft als Hilfebedürftige berück-
ichtigt werden. 

at um 154.000 oder 
 Prozent abgenommen. 

jahreswert. Die Hilfequote für die er-
erbsfähigen Hilfebedürftigen (bezogen auf alle 
5- bis unter 65-Jährigen) beträgt 9,2 Prozent 
nd verringerte sich ebenfalls um 0,5 Prozent-

 
 
 
 

 

s
 

5.2 Grundsicherung für Arbeitsuchende 

Die Zahl der Arbeitslosengeld II-Empfänger (er-
werbsfähige Hilfebedürftige) belief sich im Jah-
resdurchschnitt nach einer vorläufigen Hoch-
rechnung auf 5.005.000 Empfänger. Im Ver-
gleich zum Vorjahr waren das 272.000 oder 
5 Prozent weniger Leistungsempfänger. Die 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen lebten gemein-
sam mit 1.895.000 nicht erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen in 3.572.000 Bedarfsgemeinschaf-
ten. Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige sind vor 
allem Kinder unter 15 Jahren (im gleitenden 
Jahresdurchschnitt bis August 2008: 96 Pro-
zent). Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Zahl 
der Hilfebedürftigen insgesamt um 341.000 oder 
5 Prozent auf 6.899.000 verringert. Die Zahl der 
Bedarfsgemeinschaften h
4
 

Bezieht man die Hilfebedürftigen auf die Wohn-
bevölkerung unter 65 Jahren erhält man die 
SGB-II-Hilfequote; sie beläuft sich auf 10,5 Pro-
zent und liegt damit um 0,5 Prozentpunkte unter 
dem Vor

Abbildung 20 

w
1
u
punkte.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Bedarfsgemeinschaften 3.572.000 3.725.000 3.979.000 
 hilfebedürftige Personen 6.899.000 7.241.000 7.347.000 
  davon:
  erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb) 5.005.000 5.277.000 5.392.000 
  nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (nEf) 1.895.000 1.964.000 1.955.000 
 SGB II-Hilfequote 10,5 11,0 11,1 
 eHb-Hilfequote 9,2 9,7 9,9 
1) für 2008 hochgerechnete Werte

 Deutschland 2007 20062008

Bedarfsgemeinschaften und hilfebedürftige Personen 1)
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II. Soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit 
 
Die Zahl der Leistungsempfänger hat im Vorjahresvergleich deutlich abgenommen. Im Dezember erhiel-
ten 5.571.000 erwerbsfähige Menschen Lohnersatzleistungen nach dem SGB III oder Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. Das waren 378.000 weniger als vor einem Jahr. In-
tegrierte Auswertungen zu Leistungsbezug und Arbeitslosigkeit liegen für den August vor. Danach waren 
48 Prozent der Leistungsempfänger arbeitslos gemeldet. Von allen Arbeitslosen erhielten 87 Prozent 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung oder der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 
 
1. Überblick  

Nach einer vorläufigen Hochrechnung bekamen 
im Dezember 5.571.000 erwerbsfähige Men-
schen Lohnersatzleistungen nach dem SGB III 
oder Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem SGB II, 378.000 oder 
6 Prozent weniger als vor einem Jahr (siehe 
Abbildung 22: Leistungsempfänger). 
 
Integrierte Auswertungen zu Leistungsbezug 
und Arbeitslosigkeit können erst nach einer War-
tezeit von drei Monaten vorgenommen werden 
und liegen aktuell für den August 2008 vor. 
35 Danach waren von 5.737.000 Leistungsemp-
fängern 2.782.000 oder 48 Prozent in der Ar-
beitslosenversicherung oder der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende arbeitslos gemeldet. 
2.955.000 Personen oder 52 Prozent bekamen 
Leistungen, ohne arbeitslos zu sein. Die Gründe 
dafür können sein: vorübergehende Arbeitsun-
fähigkeit, die Teilnahme an Maßnahmen der 
Arbeitsförderung, die Inanspruchnahme der 
vorruhestandsähnlichen Regelung des § 428 
SGB III ggf. in Verbindung mit dem § 65 SGB II, 
die Ausübung einer Erwerbstätigkeit von mehr 
als 15 Wochenstunden oder eine zulässige Ein-
schränkung der Verfügbarkeit insbesondere 
wegen § 10 SGB II (z. B. Kindererziehung und 
Schulbesuch). Unter den Leistungsempfängern 
waren 98.000 Personen, die ergänzend zum 

                                                      

                                                     

35 Eckwerte zu den Arbeitslosengeld- und Arbeitslosengeld II-Empfängern 
werden am aktuellen Rand hochgeschätzt, Strukturdaten liegen für Ar-
beitslosengeld-Empfänger nach zwei und für die Grundsicherungssta-
tistik nach drei bzw. vier Monaten vor. Siehe auch Kapitel V. Wichtige 
statistische Hinweise.  

Arbeitslosengeld auch Arbeitslosengeld II erhiel-
ten (so genannte Aufstocker).36 Außer den Leis-
tungsempfängern gab es im August noch  
 
414.000 Arbeitslose, die im Berichtsmonat keine 
Geldleistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung oder der Grundsicherung bezogen. Von 
allen Arbeitslosen erhielten 87 Prozent Leistun-
gen (siehe Abbildung 21: Arbeitslosigkeit und 
Leistungsbezug). 

Abbildung 21 

Arbeitslosigkeit und Leistungsbezug

August Juli Veränderung gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum

2008 2008 absolut in %

 Arbeitslosigkeit 3.196.000 3.210.000 -510.000 -13,8  
  davon:
  arbeitslose Leistungsempfänger 1) 2.782.000 2.776.000 -285.000 -9,3  
    davon:
    Arbeitslosengeld 696.000 684.000 -46.000 -6,2  
    Arbeitslosengeld II (erwerbsf. Hilfebedürftige) 2.176.000 2.180.000 -243.000 -10,0  
     - Aufstocker 90.000 89.000 -3.000 -3,2  
  arbeitslose Nicht-Leistungsempfänger 414.000 434.000 -225.000 -35,2  

 nachrichtlich:
  Leistungsempfänger insgesamt 1) 5.737.000 5.792.000 -410.000 -6,7  
    davon:
    Arbeitslosengeld 865.000 868.000 -145.000 -14,4  
    Arbeitslosengeld II (erwerbsf. Hilfebedürftige) 4.971.000 5.021.000 -270.000 -5,1  
    - Aufstocker 98.000 97.000 -5.000 -4,8  

1) Bezieher von Arbeitslosengeld und Arbeitslosengeld II abzüglich Personen mit gleichzeitigem Bezug beider Leistungen (Aufstocker). 

 Deutschland

 

2. Arbeitslosenversicherung 

Arbeitslosengeld-Empfänger werden als ein-
zelne Personen mit Ansprüchen an die Arbeits-
losenversicherung erfasst. Personen, die mit 
Arbeitslosengeld-Empfängern zusammen leben, 
also z.B. Partner oder Kinder, und keinen eige-
nen Anspruch haben, werden nicht erhoben. 
Dies ist beim Vergleich mit Auswertungen aus 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende zu be-

 
36

 Aufstocker werden dem Rechtskreis SGB II zugeordnet. Bei Summen-
bildung werden Doppelzählungen herausgerechnet. 
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achten, in der alle Personen einer Bedarfsge-
meinschaft als Hilfebedürftige berücksichtigt 
werden.  
 

2.1 Bezieher von Arbeitslosengeld 

Nach einer vorläufigen Hochrechnung erhielten 
im Dezember 905.000 Personen Arbeitslosen-
geld nach dem SGB III (ohne Arbeitslosengeld 
für Weiterbildung). Von November auf Dezem-
ber hat es einen Anstieg von 85.000 oder 
10 Prozent gegeben. Das ist mehr als jahres-
zeitlich üblich; entsprechend errechnet sich sai-
sonbereinigt eine Zunahme von 8.000. Gegen-
über dem Vorjahr gab es 47.000 oder 5 Prozent 
weniger Arbeitslosengeld-Empfänger, nach 
-91.000 oder -10 Prozent im November. Wie bei 
den Arbeitslosenzahlen im Rechtskreis SGB III 
wurde auch bei den Arbeitslosengeld-
Empfängern das Minus im Jahresverlauf immer 
kleiner (Januar: -19 Prozent). 

 
Von den 783.000 Arbeitslosengeld-Empfängern 
im Oktober waren 644.000 oder 82 Prozent ar-
beitslos gemeldet. 139.000 Arbeitslosengeld-

Empfänger wurden nicht als arbeitslos geführt, 
weil sie die vorruhestandsähnliche Regelung 
des § 428 SGB III in Anspruch nahmen, arbeits-
unfähig erkrankt waren oder sich in einer Trai-
ningsmaßnahme befanden. 
 

2.2 Zugang und Abgang von Arbeitslosen-
geld-Empfängern 

Im gleitenden Jahreszeitraum von November 
2007 bis Oktober 2008 – aktuellere Daten liegen 
hier nicht vor – bezogen 2.545.000 Personen 
neu Arbeitslosengeld, 4.000 oder 0,2 Prozent 
weniger als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. 
Den rückläufigen Bestands- und Zugangszahlen 
folgend reduzierten sich auch die Abgänge aus 
dem Leistungsbezug, allerdings wesentlich stär-
ker als die Zugänge (-178.000 oder -6 Prozent 
auf 2.661.000). Bezieht man die Abgänge auf 
den jeweiligen Bestand des Vormonats, konnten 
– in dieser relativen Betrachtung – mehr Men-
schen ihren Leistungsbezug beenden; die so 
berechnete monatsdurchschnittliche Abgangsra-
te hat sich um 3,1 Prozentpunkte auf 
23,7 Prozent erhöht. Dabei gelang es im glei-
tenden Jahreszeitraum 1.384.000 oder 
52 Prozent der Arbeitslosengeld-Empfänger, 
ihren Leistungsbezug durch Aufnahme einer 
Beschäftigung zu beenden; dieser Anteil ist um 
1 Prozentpunkt und die Abgangsrate (durch 
Arbeitsaufnahme) um 1,8 Prozentpunkte auf 
12,3 Prozent gestiegen. Gleichzeitig nahm die 
Zahl der Leistungsbezieher, die ihren Anspruch 
ausschöpften, im Vorjahresvergleich überdurch-
schnittlich ab, und zwar auf 621.000; der Anteil 
an allen Abgängen reduziert sich um 3 Prozent-
punkte auf 23 Prozent und die Abgangsrate 
erhöhte sich leicht um 0,2 Prozentpunkte auf 
5,5 Prozent. 

Abbildung 22 
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2.3 Höhe des Arbeitslosengeldes  

Für die Höhe des Arbeitslosengeldes ist das vor 
Eintritt der Arbeitslosigkeit erzielte Bruttoarbeits-
entgelt maßgeblich, das um die pauschalierten 
Abgaben zur Sozialversicherung reduziert wird. 
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Daneben sind die Steuerklasse, Kinder und 
Nebeneinkommen von Bedeutung.  
 
Im Oktober 2008 erhielten von den 783.000 
Arbeitslosengeld-Empfängern 252.000 oder 
32 Prozent den erhöhten Satz von 67 Prozent 
des pauschalierten Netto-Arbeitsentgelts für 
Arbeitslose mit mindestens einem Kind. 531.000 
oder 68 Prozent der Arbeitslosengeld-
Empfänger erhielten den Leistungssatz von 
60 Prozent für Bezieher ohne Kinder.  
 
Die durchschnittliche monatliche Anspruchshöhe 
betrug bundesweit 734 Euro (ohne Beiträge zur 
Renten- und Krankenversicherung). Nach Ge-
schlecht und Familienstatus differenziert, reicht 
die Spanne von durchschnittlich 577 Euro für 
verheiratete Frauen mit Kind bis zu durchschnitt-
lich 1.072 Euro für verheiratete Männer mit Kind.  
 

3. Grundsicherung für Arbeitsuchende37 

Hilfebedürftige Personen in der Grundsicherung 
umfassen neben erwerbsfähigen auch nicht 
erwerbsfähige Hilfebedürftige, die zusammen in 
Bedarfsgemeinschaften leben. In einer Bedarfs-
gemeinschaft wohnt mindestens eine erwerbs-
fähige hilfebedürftige Person. Erwerbsfähig ist, 
wer mindestens drei Stunden täglich unter den 
üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes ar-
beiten kann. Hilfebedürftig ist, wer seinen Le-
bensunterhalt und den Lebensunterhalt der Per-
sonen in der Bedarfsgemeinschaft nicht aus 
eigenen Mitteln, vor allem durch Aufnahme von 
Arbeit, sichern kann. 
 

3.1 Erwerbsfähige Hilfebedürftige  

Die hochgerechnete Zahl der Arbeitslosen-
geld II-Empfänger nach dem SGB II hat von 
November auf Dezember leicht um 6.000 oder 

                                                      

                                                     

37 Vgl. monatlicher Analytikreport der Statistik, Analyse der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende; Aktuelle Daten aus der Grundsicherung: Ü-
bersichtstabellen SGB II für Bund und Länder; Aktuelle Daten aus der 
Grundsicherung: Report für Kreise und kreisfreie Städte. 

0,1 Prozent auf 4.771.000 Empfänger abge-
nommen. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl 
der Leistungsempfänger um 327.000 oder 
6 Prozent gesunken. Damit fällt das Minus deut-
lich größer aus als zur Jahresmitte, was mit der 
zum 1. Oktober 2008 erfolgten Neufestsetzung 
der Mindesteinkommensgrenze für den An-
spruch auf Kinderzuschlag zusammenhängen 
könnte. Die seitdem geltenden einheitlichen 
Einkommensgrenzbeträge liegen durchschnitt-
lich niedriger als die zuvor aus Regelbedarf und 
anteiligen Wohnkosten der Eltern berechneten 
Grenzen. Somit können mehr Privathaushalte 
mit Kindern den Kinderzuschlag in Anspruch 
nehmen und Hilfebedürftigkeit beenden. 
 
Informationen zum Arbeitslosenstatus und zu 
weiteren Strukturmerkmalen von Arbeitslosen-
geld II-Empfängern stehen erst zeitverzögert zur 
Verfügung.38 Nach der jüngsten Auswertung für 
den August 2008 waren 44 Prozent der Ar-
beitslosengeld II-Empfänger auch arbeitslos 
gemeldet. Dieser Anteil hat sich verringert, im 
gleichen Monat des Vorjahres waren es noch 
46 Prozent gewesen. Gründe für diesen Rück-
gang sind: die größeren Integrationschancen 
von arbeitslosen im Vergleich zu nicht-
arbeitslosen erwerbsfähige Hilfebedürftigen39, 
die zunehmende Zahl von erwerbstätigen Leis-
tungsbeziehern sowie die systematische Über-
prüfung des Arbeitslosenstatus.  
 
 

 
38 Es ist zu beachten, dass eine nennenswerte Zahl der Arbeitslosen im 

Rechtskreis SGB II keine Leistungen aus der Grundsicherung bezieht 
und deshalb die Zahl der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II größer ist 
als die Zahl der arbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (um 
3 Prozent). Grund dafür sind zeitverzögert erfasste Rechtskreiswechsel 
und kurzzeitige Leistungsunterbrechungen. Siehe hierzu auch Kapitel 
IV. und ausführlich den Methodenbericht „Messung der Arbeitslosigkeit 
in der Grundsicherung für Arbeitsuchende“. 

39 Die Übergangsraten in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist 
bei arbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit 3,9 Prozent etwa 
1 Prozentpunkt größer als bei nicht- arbeitslosen Hilfebedürftigen. Ver-
gleiche hierzu: Methodenbericht der BA, Übergänge von Arbeitslosen 
und erwerbsfähigen Hilfebedürftigen aus der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, Juni 
2008. 
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Von den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen er-
hielten im August 56 Prozent Leistungen aus der 
Grundsicherung, ohne arbeitslos zu sein. Dabei 
lassen sich drei Gruppen unterscheiden: Zu-
nächst erwerbstätige Leistungsbezieher, deren 
Einkommen nicht ausreicht, ihren Lebens-
unterhalt zu sichern. So erzielten im August 
12 Prozent der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
Erwerbseinkommen von mehr als 400 Euro und 
waren nicht arbeitslos registriert. Dann Teilneh-
mer an Maßnahmen der Arbeitsförderung, die 
weiter Leistungen aus der Grundsicherung be-
ziehen. Dazu gehören die Beschäftigten in Ar-
beitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante 
und Teilnehmer an Qualifizierungsmaßnahmen, 
die zusammen 9 Prozent der erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen ausmachen. Und zuletzt er-
werbsfähige Hilfebedürftige, die dem Arbeits-
markt aus unterschiedlichen Gründen nicht zur 
Verfügung stehen, etwa weil sie die Schule be-
suchen, kleine Kinder bzw. pflegebedürftige 
Angehörige betreuen, krank sind oder die vorru-
hestandsähnliche Regelung des § 428 SGB III 
i.V.m. dem § 65 SGB II in Anspruch nehmen. In 

diese Gruppe fallen die restlichen 36 Prozent 
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (siehe Ab-
bildung 23:

Abbildung 23 

 Struktur der erwerbsfähigen Hilfebe-
ürftigen). 

40

 
re Zahl um 87.000 oder 7 Prozent gestiegen.  

                                                     

d
 

3.2 Erwerbstätige Leistungsbezieher  

Im August 2008 verdienten insgesamt 1.350.000 
oder 27 Prozent der erwerbsfähigen Leistungs-
bezieher in der Grundsicherung Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit. Im Vergleich zum Vorjahr ist
ih
 
Dabei variiert das Einkommen in erheblichem 
Maße. Um die dahinterstehenden Problemlagen 
besser beschreiben zu können, wird nach Ein-
kommenshöhe unterschieden. So gab es 
717.000 Leistungsbezieher mit Einkommen bis 
zur Geringfügigkeitsgrenze von einschließlich 
400 Euro. Leistungen aus der Grundsicherung 
werden hier durch Einkommen aus geringfügiger 
Beschäftigung ergänzt, ohne dass dadurch prin-
zipiell der Arbeitslosenstatus beendet wird. Bei 
Einkommen über 400 Euro lässt sich die Per-
spektive zunehmend umdrehen in dem Sinne, 
dass das Einkommen aus Erwerbstätigkeit nicht 
ausreicht, für sich selbst oder die Bedarfsge-
meinschaft den Lebensunterhalt zu sichern, und 
durch die Grundsicherung „ergänzt“ werden 
muss. So verdienten 243.000 Leistungsbezieher 
Einkommen über 400 Euro und nicht mehr als 
800 Euro und 389.000 Hilfebedürftige Einkom-
men über 800 Euro. Dabei kann das Einkom-
men auch deshalb so niedrig sein, weil nur (so-
zialversicherungspflichtige) Teilzeit gearbeitet 
werden kann; das dürfte überwiegend vor allem 
in der Einkommensklasse 400 bis 800 Euro der 
Fall sein. Allerdings sind die Grenzen fließend. 
Die Hilfebedürftigkeit von vollzeitbeschäftigten 
Leistungsbeziehern kann wiederum durch einen 
niedrigen Lohn und/oder durch die Familiengrö-

 
40 Siehe hierzu Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Aktuelle Daten aus 

der Grundsicherung: Erwerbstätigkeit von erwerbsfähigen Leistungs-
beziehern. 
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ße verursacht sein. So leben nur 17 Prozent der 
erwerbstätigen Leistungsbezieher mit Einkom-
men von mehr als 800 Euro in Single-
Bedarfsgemeinschaften, aber 45 Prozent in 
Paar-Bedarfsgemeinschaften mit Kindern. Ge-
genüber dem Vorjahr hat es in den beiden unte-
ren Bruttoeinkommensklassen starke Anstiege 
gegeben, während sich die obere Einkommens-
lasse nur noch wenig vergrößert hat.  

einschaften und hilfebedürf-

hlag von Einfluss 
ewesen sein (vgl. unter 3.1). 

3 Jahren und 953.000 
inder unter 7 Jahren.  

bgang von erwerbsfähigen 

ngsrate leicht 
m 0,1 Prozentpunkte erhöht hat. 

ingen als Aufstocker von 
rbeitslosengeld zu. 

k
 

3.3 Bedarfsgem
tige Personen 

Im Dezember lebten die 4.771.000 erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen gemeinsam mit 1.801.000 
nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in 
3.446.000 Bedarfsgemeinschaften. Nicht er-
werbsfähige Hilfebedürftige sind vor allem Kin-
der unter 15 Jahren, ihr Anteil an dieser Gruppe 
belief sich zuletzt auf 96 Prozent. Im Vergleich 
zum Vorjahr hat sich die Zahl der Hilfebedürfti-
gen insgesamt um 448.000 oder 6 Prozent auf 
6.572.000 verringert. Die Zahl der Bedarfsge-
meinschaften ist ebenfalls gesunken, und zwar 
um 174.000 oder 5 Prozent (siehe Abbildung 24: 
Bedarfsgemeinschaften und hilfebedürftige Per-
sonen). Auch bei der Entwicklung dieser Zahlen 
dürfte die zum 1. Oktober 2008 erfolgte Neu-
festsetzung der Mindesteinkommensgrenze für 
den Anspruch auf Kinderzusc
g

 
Im Durchschnitt lebten in einer Bedarfsgemein-
schaft 1,9 Personen. Von den Bedarfsgemein-
schaften des August 2008 waren 50 Prozent 
Single-Bedarfsgemeinschaften, 19 Prozent Al-
leinerziehende, 13 Prozent Paare ohne Kinder 

und 17 Prozent Paare mit Kindern. Die Bedeu-
tung der Single-Bedarfsgemeinschaft ist dahin-
gehend zu relativeren, dass 73 Prozent der hil-
febedürftigen Personen in einer Mehrpersonen-
Bedarfsgemeinschaft leben. In 1.239.000 oder 
35 Prozent der Bedarfsgemeinschaften leben 
2.126.000 minderjährige Kinder, darunter 
437.000 Kinder unter 
K
 

3.4 Zugang und A
Hilfebedürftigen 

Im gleitenden Jahreszeitraum September 2007 
bis August 2008 gab es hochgerechnet 2,14 Mio 
Zugänge und 2,49 Mio von erwerbsfähigen Hil-
febedürftigen. Dabei sind im Vorjahresvergleich 
die Zugangszahlen um 4 Prozent zurückgegan-
gen. Die Abgangszahlen haben quasi stagniert. 
Monatsdurchschnittlich kamen 3,5 Prozent er-
werbsfähige Hilfebedürftige zum jeweiligen 
Vormonatsbestand neu dazu (Zugangsrate), 
während es monatsdurchschnittlich 4,0 Prozent 
der Personen gelang, ihre Hilfebedürftigkeit 
wenigstens zeitweise zu beenden (Abgangsra-
te). Im Vergleich zum entsprechenden Vorjah-
reszeitraum ist die Zugangsrate unverändert 
geblieben, während sich die Abga
u
 
Von den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die im 
gleitenden Jahreszeitraum ihre Hilfebedürftigkeit 
beendeten, bekamen 26 Prozent innerhalb von 
drei Monaten wieder Leistungen aus der Grund-
sicherung. Von den zugegangenen Personen 
bezogen 9 Prozent unmittelbar (spätestens drei 
Monate) zuvor Arbeitslosengeld nach dem 
SGB III, 7 Prozent g

Abbildung 24 

Bedarfsgemeinschaften und hilfebedürftige Personen 1)

Dezember November Veränderung gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum

2008 2008 absolut in %

 Bedarfsgemeinschaften 3.446.000 3.446.000 -174.000 -4,8  
 hilfebedürftige Personen 6.572.000 6.590.000 -448.000 -6,4  
  davon:
  erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb) 4.771.000 4.778.000 -327.000 -6,4  
  nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (nEf) 1.801.000 1.813.000 -121.000 -6,3  
 SGB II-Quote 10,0 10,0 -0,7 x  
 eHb-Quote 8,8 8,8 -0,6 x  

1) hochgerechnete Werte

 Deutschland

A
 

3.5 SGB-II-Quoten 

Bezieht man alle Hilfebedürftigen auf die Bevöl-
kerung unter 65 Jahren erhält man die SGB-II-
Quote; sie beläuft sich für den Dezember auf 
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2000/2001, die ebenso wie das abgelaufene 
Beratungsjahr in eine günstige konjunkturelle 
Phase fielen, gab es somit am Ende des Bera-
tungsjahres einen Stellenüberhang. Diese gute 
Bilanz zeigte sich allerdings nur in Westdeutsch-
land. Hier lag die „Lücke“ bei -6.500. In Ost-
deutschland gab es dagegen 1.600 mehr unver-
sorgte Bewerber als unbesetzte Stellen.  
 
Im vergangenen Jahr lag die „Lücke“ noch bei 
14.300. Damals gab es in West- wie Ost-
deutschland einen Überhang unversorgter Be-
werber von 7.100 bzw. 7.200.  
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IV. Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
 
Seit der Einführung des Sozialgesetzbuches II (SGB II) zum Jahresbeginn 2005 sind die Zuständigkeit 
und Verantwortung für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen auf unterschiedliche Träger verteilt. Die Agen-
turen für Arbeit sind im Wesentlichen für die Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zustän-
dig, die dem Rechtskreis des SGB III zugeordnet werden. Im Rahmen des SGB II nehmen Ar-
beitsgemeinschaften (ARGEn), Agenturen für Arbeit mit getrennter Aufgabenwahrnehmung und zu-
gelassene kommunale Träger die Aufgaben der Grundsicherung wahr und entscheiden über den Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. Weit überwiegend sind es Arbeitsgemeinschaften aus Kommunen 
und Arbeitsagenturen, die diese Aufgaben übernehmen. In 69 Fällen sind zugelassene kommunale Trä-
ger zuständig für die arbeitsmarktpolitischen Leistungen nach dem SGB II, in 23 Fällen nimmt die örtliche 
Agentur für Arbeit diese Aufgabe allein wahr (Agenturen für Arbeit mit getrennter Aufgabenwahrneh-
mung). 
 
Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen verfolgen das Ziel, Arbeitslose nachhaltig in den Arbeits- bzw. Aus-
bildungsmarkt zu integrieren. Wegen der Besonderheiten der jeweils zu betreuenden Personenkreise 
werden in den beiden Rechtskreisen die arbeitsmarktpolitischen Instrumente mit verschiedenen Schwer-
punkten eingesetzt. Bei Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II liegt eine Beschäftigung in der Regel schon 
länger zurück oder wurde zum Teil noch nie ausgeübt, daher werden in diesem Rechtskreis neben In-
strumenten zur Verbesserung der Integrationschancen auf dem ersten Arbeitsmarkt schwerpunktmäßig 
auch Beschäftigung schaffende Maßnahmen eingesetzt. Arbeitslose im Rechtskreis SGB III verfügen 
überwiegend über aktuellere Erfahrungen im Berufsleben. Für sie kommen daher vermehrt arbeitsmarkt-
politische Instrumente in Frage, die auf eine Verbesserung bereits vorhandener Qualifikationen bzw. eine 
Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt abzielen. 
 
1. Umfang der eingesetzten arbeits-
marktpolitischen Instrumente 

Im Monat Dezember befanden sich 1,64 Millio-
nen Personen45 in einer von Bund oder Bun-
desagentur für Arbeit geförderten arbeits-
marktpolitischen Maßnahme. Das waren im 
Vergleich zum Vorjahr 3,6 Prozent mehr. Auch 
gemessen an der Förderintensität, also dem 
Verhältnis zwischen geförderten Personen und 
Arbeitslosen, hat von Dezember 2007 zu De-
zember 2008 die Förderung durch Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik zugenom-
men. Während im Dezember 2007 noch 2,1 

                                                      
45

 Die Zahl der Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik sollte nicht mit der Entlastungswirkung der aktiven Arbeitsmarkt-
politik verwechselt werden, die in Kapitel I. ausführlich beschrieben 
wird. Nicht allen bestandswirksamen Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik sind entlastende Wirkungen zuzuordnen (vgl. dazu 
Kapitel V. „Wichtige statistische Hinweise“ Nr. 5). 

Arbeitslose auf eine Person in Förderung kamen, 
waren es im Dezember 2008 nur noch 1,9 Ar-
beitslose. 
 
Im Jahresdurchschnitt 2008 befanden sich 1,58 
Millionen Personen in einer von Bund oder Bun-
desagentur für Arbeit geförderten arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahme. Das waren im Vergleich zum 
Vorjahr 1 Prozent mehr. Seit Jahresbeginn sind 
4,41 Mio Personen, 4 Prozent mehr als im Vor-
jahr, in eine Maßnahme der aktiven Arbeitsmarkt-
politik eingetreten. Werden auch Einmalleistungen 
(wie z.B. Vermittlungsgutscheine und Mobilitätshil-
fen) hinzugezählt, haben 7,52 Mio Personen im 
Jahr 2008 eine Förderung erhalten, 5 Prozent 
mehr als im Vorjahreszeitraum. 



Monatsbericht Dezember und Jahr 2008 
Bundesagentur für Arbeit 

 
 
1.1 Beauftragung Dritter mit der Vermitt-
lung46 

Im Dezember waren für 169.400 Bewerber 
Dritte mit deren Vermittlung beauftragt. Dies 
waren 224 Prozent mehr als im Vorjahresmo-
nat. Im Dezember wurden für 28.600 Personen 
Dritte neu mit der Vermittlung beauftragt. Ins-
gesamt wurden seit Jahresbeginn 423.600 
Personen und damit 73 Prozent mehr als im 
Jahr zuvor Dritten zur Vermittlung zugewiesen. 
 

1.2 Beauftragung von Trägern mit Einglie-
derungsmaßnahmen47 

Für 2.900 Teilnehmer waren Träger mit Ein-
gliederungsmaßnahmen beauftragt. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat stellt dies eine 
Verringerung des Bestandes um 93 Prozent 
dar, die sich vor allem durch das Auslaufen 
des Instruments erklärt.  
 

1.3 Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung 

Im Berichtsmonat nahmen 169.000 Personen 
an einer Weiterbildungsmaßnahme teil. Ge-
genüber dem Vorjahresmonat war dies eine 
Zunahme um 14 Prozent. 38.400 Personen 
haben im Dezember mit einer beruflichen Wei-
terbildung begonnen. Seit Jahresbeginn haben 
445.200 Personen an einer beruflichen Wei-
terbildungsmaßnahme teilgenommen, 22 Pro-
zent mehr als im entsprechenden Vorjahres-
zeitraum. 
 
 

                                                      
46 Eine Hochrechnung der Zahl der Bewerber für die Dritte beauftragt 

wurden und der Zahl der Teilnehmer an Eingliederungsmaßnahmen 
nach § 421i SGB III ist nicht möglich.  

47 Mit dem 31.12.2007 ist § 421i des SGB III ausgelaufen. Seit Jahres-
beginn werden folglich keine Träger neu mit Eingliederungsmaßnah-
men beauftragt. Der Bestand an Personen in Eingliederungsmaß-
nahmen, für die Träger beauftragt worden sind, geht gegen null. 

1.4 Trainingsmaßnahmen 

Zur Verbesserung der Eingliederungsaussichten 
und zum Ausgleich von geringen Qualifizierungs-
defiziten werden die vergleichsweise kürzeren 
und damit günstigeren Maßnahmen der Eignungs-
feststellung / Trainingsmaßnahmen eingesetzt. An 
solchen Maßnahmen haben im Dezember insge-
samt 84.000 Personen teilgenommen. Der Be-
stand liegt damit 27 Prozent über dem des Vorjah-
resmonats. Im aktuellen Monat haben 94.300 
Personen mit einer Trainingsmaßnahme begon-
nen. Seit Jahresbeginn sind 1,19 Mio Personen in 
eine Trainingsmaßnahme eingetreten. Dies waren 
knapp 9 Prozent mehr als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum. 
 

1.5 Eingliederungszuschüsse 

Im Dezember wurde die Beschäftigung von 
140.700 Arbeitnehmern mit Vermittlungshemm-
nissen durch Eingliederungszuschüsse gefördert, 
davon in 16.400 Fällen erstmalig. Im Vergleich 
zum Vorjahresmonat bedeutet dies eine Zunahme 
von 32 Prozent. Im Laufe des Jahres sind 
268.300 Personen neu mit einem Eingliederungs-
zuschuss gefördert worden, 1 Prozent mehr als im 
Vorjahreszeitraum. 
 

1.6 Förderung der Selbständigkeit 

Im aktuellen Monat wurden durch die verschiede-
nen Instrumente der Selbständigenförderung 
(Gründungszuschuss, Einstiegsgeld und Exis-
tenzgründungszuschuss) 157.800 Personen ge-
fördert. Dies waren 29 Prozent weniger als ein 
Jahr zuvor. Noch immer werden 15 Prozent aller 
Teilnehmer mit dem auslaufenden Existenzgrün-
dungszuschuss gefördert. Im Dezember haben 
9.400, seit Jahresbeginn 144.200 Personen mit 
Hilfe der Förderung der Selbständigkeit eine Exis-
tenz gegründet; dies waren 9 Prozent weniger als 
ein Jahr zuvor. 
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1.7 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

Im Dezember waren 44.300 Personen in einer 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme (ABM) be-
schäftigt; davon 92 Prozent im SGB II. Das 
waren 13 Prozent mehr als vor einem Jahr. 
ABM werden häufiger in Ostdeutschland ein-
gesetzt. 5.000 Personen haben eine ABM im 
Dezember begonnen. Seit Jahresbeginn ha-
ben 71.000 Personen eine ABM begonnen, 
dies stellt einen kleinen Anstieg zum Vorjah-
reszeitraum um 1 Prozent dar. 

 

2. Förderung im Bereich SGB III 

Die Bundesagentur für Arbeit hat aus dem 
Sozialgesetzbuch III (SGB III) den gesetzlichen 
Auftrag, zu einem möglichst hohen Beschäfti-
gungsstand in Deutschland beizutragen und 
die Beschäftigungsstruktur ständig zu verbes-
sern. Das Entstehen von Arbeitslosigkeit soll 
vermieden und die Dauer der Arbeitslosigkeit 
verkürzt werden. Zur Verwirklichung dieser 
Ziele steht den Agenturen für Arbeit eine Viel-
zahl von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten 
zur Verfügung. Sie erlauben es, sowohl auf 

unterschiedliche Arbeitsmarktgegebenheiten als 
auch auf die individuellen Voraussetzungen und 
Bedürfnisse der Arbeit suchenden Menschen zu 
reagieren. Dabei wird der bereits in den Vorjahren 
eingeschlagene Weg des effizienten und effekti-
ven Einsatzes der finanziellen Mittel weiter be-
schritten. Gemessen an dem Einsatz von Res-
sourcen soll ein Maximum an arbeitsmarktlicher 
Wirkung erreicht werden. Der Einsatz von be-
schäftigungsbegleitenden Leistungen und Maß-
nahmen zur Verbesserung von Integrationschan-
cen steht dabei eindeutig im Vordergrund. Be-
schäftigung schaffende Maßnahmen treten dem-
gegenüber zurück. 

Abbildung 26 

 

2.1 Aktuelle Entwicklungen des Förderge-
schehens im SGB III 

Im Bereich des SGB III wurden im Dezember 
747.500 Personen mit Mitteln der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik gefördert. Die Zahl der Geförder-
ten ist im Vergleich zum Vorjahresmonat um 
2 Prozent gestiegen. Im Dezember machten be-
schäftigungsbegleitende Maßnahmen den größ-
ten Anteil am Fördergeschehen im SGB III aus 
(34 Prozent). In Beschäftigung schaffenden Maß-
nahmen befanden sich im SGB III im Dezember 
lediglich 3.400 Personen. Diese Zahl stellte damit 
0,5 Prozent der Geförderten dar. 
 
Die Förderintensität im SGB III (Zahl der Geför-
derten im Verhältnis zu den Arbeitslosen im 
Rechtskreis SGB III) ist im Laufe des letzten Jah-
res leicht gestiegen. Im Dezember kamen auf eine 
Person in Förderung durch das SGB III 1,3 Ar-
beitslose im SGB III. Im Vorjahresmonat betrug 
dieses Verhältnis noch 1 zu 1,4.  
 
Im Jahr 2008 wurden jahresdurchschnittlich 
724.200 Personen mit Mitteln der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik gefördert. Die Zahl der Geförder-
ten ist im Vergleich zum Vorjahr um 0,3 Prozent 
gestiegen. 2008 sind insgesamt 1,83 Mio Perso-
nen oder 13 Prozent mehr als im Vorjahr in eine 
Förderung durch das SGB III eingetreten. Werden 
Einmalleistungen mitgezählt, so ergibt sich die 
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Zahl von 3,37 Mio geförderter Personen. Dies 
waren 8 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 
 

2.2 Förderung der Selbständigkeit / Grün-
dungszuschuss 

Insgesamt wurden im Dezember mit dem 
Gründungszuschuss und dem auslaufenden 
Existenzgründungszuschuss 144.000 Perso-
nen gefördert, dies waren 29 Prozent weniger 
als ein Jahr zuvor. Dabei entfielen 119.800 
Maßnahmeteilnahmen auf den Gründungszu-
schuss. Neu wurden im Dezember 8.000 und 
seit Jahresbeginn 119.700 Existenzgründer im 
Rahmen des SGB III – also mit Hilfe eines 
Gründungszuschusses – gefördert. Dies waren 
5 Prozent weniger als im entsprechenden Vor-
jahreszeitraum.  

 
3. Förderung im Bereich SGB II 

Als Träger der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II) 
sind die Arbeitsagenturen und Kommunen - 
entweder in Arbeitsgemeinschaften, in Agentu-
ren mit getrennter Aufgabenwahrnehmung 

oder als zugelassene kommunale Träger - für die 
aktive Arbeitsförderung von erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen zuständig. Sie sind verantwortlich für 
die Einrichtung und Durchführung von arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen für Empfänger des 
Arbeitslosengeldes II. Für diesen Personenkreis 
können die klassischen arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente des SGB III – mit Ausnahme der In-
strumente zur Selbständigenförderung – einge-
setzt werden. Hinzu kommen das Einstiegsgeld, 
die Arbeitsgelegenheiten, Sonstige Weitere Leis-
tungen sowie der Beschäftigungszuschuss, soweit 
sie für die individuelle Eingliederung in das Er-
werbsleben erforderlich sind. Daneben stehen für 
diese Personen sozialintegrative Leistungen der 
Kommunen zur Verfügung (z.B. Kinderbetreuung). 
 

3.1 Aktuelle Entwicklungen des Förderge-
schehens im SGB II Abbildung 27 

Durch arbeitsmarktpolitische Instrumente im SGB 
II wurden im Dezember 895.900 Personen geför-
dert. Im Vergleich zum Vorjahr war dies ein An-
stieg um 5 Prozent. Der Bereich der Beschäfti-
gung schaffenden Maßnahmen, dem Arbeitsgele-
genheiten und ABM zugeordnet werden, macht 
mit seinen 368.100 Geförderten im Dezember 
41 Prozent des Gesamtbestandes aus. Entspre-
chend richteten sich 59 Prozent der Maßnahmen 
im SGB II auf arbeitsmarktnähere Instrumente. 
 
Im August betrug die Aktivierungsquote im SGB 
II48 24,7 Prozent. Dies bedeutet, dass 
24,7 Prozent der zu aktivierenden Personen (in 
der Abgrenzung Arbeitslose und Maßnahmeteil-
nehmer im Rechtskreis SGB II) im entsprechen-

                                                      
48 Gemeint ist die SGB II-bezogene arbeitsmarktorientierte Aktivierungsquo-

te (AQ1 = Maßnahmeteilnehmer im Rechtskreis SGB II / [Maßnahmeteil-
nehmer im Rechtskreis SGB II + Arbeitslose im Rechtskreis SGB II]). Vgl. 
auch „SGB II-Kennzahlen für interregionale Vergleiche“: 
http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000200/html/sgb2/
bmas/index.shtml 

 Einen Bericht zur Methodik der Aktivierungsquote kann unter 
http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000200/html/meth
odenberichte/Methodenbericht_Aktivierung.pdf  

 heruntergeladen werden. 
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den Monat mit Hilfe einer Maßnahme der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik gefördert wurden. 
 
858.400 Personen wurden durchschnittlich im 
Jahr 2008 im Rechtskreis SGB II gefördert. Im 
Vergleich zum Vorjahr war dies ein Anstieg um 
2 Prozent. 2,58 Mio Personen haben seit An-
fang des Jahres eine Förderung durch das 
SGB II erhalten, was einem Rückgang von 
1 Prozent im Vergleich 2007 entspricht. Wer-
den jedoch auch Einmalleistungen hinzuge-
zählt, kann von 4,15 Mio Förderungen seit 
Jahresbeginn gesprochen werden. Seit Jah-
resbeginn 2008 sind somit 3 Prozent mehr 
Personen in Maßnahmen mit Einmalleistungen 
eingetreten als im Jahr 2007. 
 

3.2 Einstiegsgeld 

Das Einstiegsgeld, das ausschließlich im 
SGB II-Bereich zum Einsatz kommt und als 
Zuschuss zum Arbeitslosengeld II gezahlt wird, 
kann sowohl für die Aufnahme einer sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung als auch 
einer selbständigen Tätigkeit erbracht werden. 
Insgesamt wurden im Dezember 24.600 Per-
sonen mit Hilfe des Einstiegsgeldes gefördert 
(davon 56 Prozent zur Förderung der Exis-
tenzgründung). Im Laufe des Jahres 2008 ging 
die Zahl der Geförderten um 11 Prozent zu-
rück. Im Dezember sind 3.100 Personen neu 
mit dem Einstiegsgeld gefördert worden. Seit 
Jahresbeginn haben 49.800 Personen eine 
Förderung durch das Einstiegsgeld erstmalig 
erhalten, 8 Prozent weniger als im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum. 
 

3.3 Arbeitsgelegenheiten 

Im Rechtskreis SGB II stellen Arbeitsgelegen-
heiten das quantitativ weitaus bedeutendste 
Instrument unter den Beschäftigung schaffen-
den Maßnahmen dar. Im Dezember befanden 
sich 327.100 Personen in Arbeitsgelegenhei-
ten nach § 16 Absatz 3 SGB II, davon 
89 Prozent in Arbeitsgelegenheiten der Mehr-

aufwandsvariante und 11 Prozent in der Entgelt-
variante. Binnen Jahresfrist stieg die Zahl der 
Geförderten um 5 Prozent. Im Dezember haben 
58.300 Personen eine Arbeitsgelegenheit ange-
treten. Im Laufe des Jahres haben damit 824.900 
Personen eine Arbeitsgelegenheit neu begonnen, 
1 Prozent mehr als im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres. 
 

4. Förderung der Berufsausbildung49 

Im Dezember wurden mit Mitteln des SGB II und 
SGB III 300.400 Personen im Rahmen der Be-
rufsberatung und Förderung der Berufsausbildung 
mit Instrumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
gefördert. Dies waren 3 Prozent weniger als vor 
einem Jahr. Seit Jahresbeginn wurden 398.400 
Personen oder 9 Prozent im Rahmen der Förde-
rung der Berufsausbildung gefördert. 
 

4.1 Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

77.000 Personen nahmen im Dezember an be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen teil. Dies 
waren 4 Prozent weniger als im Jahr zuvor. Im 
Dezember sind 5.500 und seit Jahresbeginn 
122.100 junge Menschen in eine berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahme eingetreten, 2 Prozent 
mehr als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. 
 

4.2 Berufsausbildung Benachteiligter 

Im Rahmen der Berufsausbildung Benachteiligter 
wird mit Hilfe verschiedener Instrumente (z.B. 
Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrich-
tungen und ausbildungsbegleitenden Hilfen) Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen mit geringen 
Chancen am Arbeits- und Ausbildungsmarkt der 
Einstieg in den Ausbildungsmarkt ermöglicht. Im 
Dezember befanden sich 134.800 Personen in 
einer Maßnahme der Berufsausbildung Benach-

                                                      
49 Eine Hochrechnung der Zahl der Maßnahmeteilnehmer an berufsvorbe-

reitenden Bildungsmaßnahmen, Berufsausbildung Benachteiligter und 
der Einstiegsqualifizierung ist nicht möglich. 
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teiligter. Dies waren 4 Prozent weniger als im 
Vorjahresmonat. Im Dezember haben 4.200 
Jugendliche eine Maßnahme dieser Art be-
gonnen. Von Jahresbeginn bis Dezember ha-
ben 122.600 Personen eine entsprechende 
Maßnahme begonnen. Dies waren 20 Prozent 
weniger als im entsprechenden Vorjahreszeit-
raum. 
 

4.3 Einstiegsqualifizierung 

Im Dezember befanden sich 13.300 junge 
Menschen in Maßnahmen der Einstiegsqualifi-
zierung. Nahezu alle Teilnehmer der Ein-
stiegsqualifizierungen waren unter 25 Jahre 
alt.  
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V. Wichtige statistische Hinweise zur Interpretation 
 
1. Allgemeine statistische Hinweise 
 
 
Erhebungsstichtag 
 
Der Erhebungsstichtag der Statistiken der Bundesagentur für Arbeit wurde ab 2005 auf die Monatsmitte gelegt, bisher wur-
den statistische Erhebungen jeweils am Monatsende durchgeführt. Damit kann in der Regel schon am Ende des Berichtsmonats 
über den Arbeitsmarkt berichtet werden, zudem passen Monatsmittezahlen besser zu den Monatsdurchschnittswerten der ILO-
Erwerbsstatistik. Der Vergleich mit den Jahren davor ist wegen unterschiedlicher Stichtage etwas verzerrt. Bei der Interpretation von 
Zu- und Abgängen ist darüber hinaus zu beachten, dass der Erfassungszeitraum jeweils die Hälften zweier benachbarter Monate 
umfasst, also z. B. die Arbeitslosmeldungen von Mitte Januar bis Mitte Februar. In den Berichten wird gleichwohl verkürzend von 
den Zu- und Abgängen des jeweiligen Berichtsmonats gesprochen. 

 
 
Einführung neuer Informationstechnologie 
 
Die Bundesagentur für Arbeit hat ihre in den Geschäftsprozessen anfallenden Daten zu Arbeitslosen, Leistungsempfängern, gemel-
deten Stellen, arbeitsmarkpolitische Maßnahmen und zum Ausbildungsstellenmarkt seit Januar 2004 Zug um Zug mit einer neuen 
Informationstechnologie aufbereitet. Aufgrund laufend verbesserter Abfragemöglichkeiten und konzeptioneller Änderungen ist es 
zu zum Teil deutlichen Datenrevisionen gekommen. Deshalb können sich Abweichungen zu früher veröffentlichten Daten ergeben. 

 
 
Übergang zu dem neuen operativen Verfahren VerBIS 
 
Seit Juni 2006 arbeiten alle Agenturen für Arbeit mit dem neuen operativen System VerBIS (Vermittlungs-, Beratungs- und Informa-
tions-System), das die bisherigen operativen Verfahren coArb (= computerunterstützte Arbeitsvermittlung) und COMPAS (= compu-
terunterstützte Ausbildungsstellenvermittlung) ablöste. Die dort enthaltenen Daten bilden auch die Grundlage für die Statistik über 
den Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt. Nicht alle durch das neue System gelieferten Daten liegen in der bisher bekannten Form 
vor, deshalb können sie zum Teil nicht oder nur eingeschränkt mit Vorjahreswerten verglichen werden. 
 
 
Saisonbereinigung 
 
Um die von monatlichen Schwankungen unabhängige Entwicklung abzubilden, werden die Zeitreihen zur Arbeitslosigkeit, zum 
Leistungsbezug, zur Beschäftigung und zu den offenen Stellen saisonbereinigt. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf 
die Saisonbereinigung der Arbeitslosenzahlen. Die Aussagen sind jedoch auch auf andere Zeitreihen übertragbar.  
 
Die Zahl der Arbeitslosen eines Monats lässt sich als Summe aus drei Komponenten auffassen: Trend, saisonale Komponente und 
außergewöhnliche Effekte („irreguläre Komponente“). Diese Komponenten existieren nicht real, sondern sind zweckmäßige gedank-
liche Konstrukte. Es wird also nicht jeder einzelne Arbeitslose in genau eine dieser drei Kategorien eingeteilt, stattdessen bilden 
diese drei Komponenten bestimmte inhaltliche Vorstellungen über die Struktur der Zeitreihe ab:  
 
Der Trend soll dabei eine im Zeitverlauf möglichst „glatte“ Beschreibung der Arbeitslosenzeitreihe sein, die eine von monatlichen 
Sondereinflüssen oder jahreszeitlichen Schwankungen unabhängige Tendenz in der Entwicklung beschreibt. Der Trend ist damit 
hauptsächlich von der konjunkturellen Entwicklung abhängig, allerdings können auch Änderungen in der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
oder Gesetzesänderungen zu Trendänderungen führen (z.B. ergab die Einführung des SGB II und die damit verbundene Auswei-
tung der Arbeitslosendefinition auf erwerbsfähige Hilfebedürftige Anfang 2005 einen Niveausprung, der keine konjunkturellen Ursa-
chen hatte). 
 
Die saisonale Komponente eines bestimmten Kalendermonats soll die in diesem Monat üblichen Abweichungen der Arbeitslosigkeit 
vom Trend beschreiben. In den Wintermonaten ist die Arbeitslosigkeit z.B. regelmäßig höher als der Trend, in den Sommermonaten 
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ist es umgekehrt. Diese regelmäßigen, im Jahreszyklus wiederkehrenden Effekte in jedem Kalendermonat („Saisonmuster“) werden 
im Wesentlichen vom Wetter, aber auch von institutionellen Terminen (z.B. Schuljahresende, Quartalsende, Urlaubszeit, Feiertage) 
bestimmt. Wichtig ist dabei, dass die saisonale Komponente der Arbeitslosigkeit nur die üblichen Effekte eines Kalendermonats 
beschreibt und beschreiben soll. Ist ein Wintermonat z. B. ganz außergewöhnlich kalt und steigt die Arbeitslosigkeit in diesem Mo-
nat daher besonders stark an, wird nur der sonst übliche Anstieg in diesem Kalendermonat als saisonale Komponente betrachtet. 
 
Die irreguläre Komponente besteht als Restgröße per Definition aus den Abweichungen von Trend und Saisonkomponente. Diese 
können durch außergewöhnliche Ereignisse in einem bestimmten Monat hervorgerufen sein (z.B. Streiks), durch ungewöhnliche 
Wettereinflüsse (z.B. ein besonders milder Wintermonat oder ein besonders kalter April) oder durch Gesetzesänderungen (z.B. die 
Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes). 
 
Eines der wichtigsten Ziele der Arbeitsmarktanalyse ist die Schätzung der konjunkturell bedingten Arbeitslosigkeit (und ihrer Verän-
derung) am aktuellen Rand. Dazu muss der Trend geschätzt und dann der konjunkturelle Anteil am Trend bestimmt werden. Um 
aber den Trend überhaupt schätzen zu können, müssen zunächst die saisonalen Effekte, deren Schwankungen viel größer sind als 
die kurzfristigen Trendänderungen, berechnet und die Arbeitslosenzeitreihe um diese Effekte bereinigt werden (d.h. die saisonale 
Komponente muss von der Arbeitslosenzahl subtrahiert werden). Dieses Vorgehen nennt man Saisonbereinigung. Ergebnis der 
Saisonbereinigung ist somit nicht der (glatte) Trend, sondern das Aggregat aus Trend und irregulärer Komponente (das wegen der 
irregulären Komponente insbesondere nicht vollständig „glatt“ ist).  
 
Weil die Saisonkomponenten die regelmäßigen Ausschläge eines Kalendermonats sind, stellen sie langfristige Durchschnittswerte 
dar, die deswegen auch für den aktuellen Rand ziemlich genau bestimmt werden können. Die Schätzung des Trends am aktuellen 
Rand ist ungleich schwieriger und mit rein statistischen Mitteln nicht zu leisten. Die Saisonbereinigung ist also im Wesentlichen eine 
mathematisch-statistische Aufgabe, während die Einschätzung des Trends (und insbesondere der konjunkturell bedingten Arbeits-
losigkeit und ihrer Veränderung) am aktuellen Rand von volkswirtschaftlichen Analysten (Arbeitsmarktanalyse und Arbeitmarkt-
berichterstattung der BA) aufgrund ergänzender statistischer Größen und Modelle, inhaltlicher Erwägungen und genauer Kenntnis 
der Vorgänge am Arbeitsmarkt zu erfolgen hat; die saisonbereinigten Zahlen sind dafür die notwendige Basis. 
 
Vormonatsvergleiche der saisonbereinigten Zeitreihe sind nicht ohne weiteres geeignet, um Trendänderungen zu bestimmen. Da 
die saisonbereinigte Zeitreihe das Aggregat aus Trend und irregulärer Komponente darstellt, sind Vormonatsveränderungen das 
Aggregat aus Trendänderungen und Veränderungen der irregulären Komponente. Insbesondere entgegengesetzte irreguläre Kom-
ponenten in aufeinanderfolgenden Monaten können erhebliche Auswirkungen haben. Sinnvoller ist es daher, den Verlauf der sai-
sonbereinigten Reihe über mehrere der jeweils letzten Monate zu betrachten. 
 
Saisonale Einflüsse bleiben im Zeitverlauf nicht konstant, sondern können sich langfristig ändern. Daher stellt die Bestimmung der 
Saisonkomponenten zwangsläufig nur eine (allerdings in der Regel ziemlich präzise) Schätzung dar. Grundsätzlich lernt das Verfah-
ren der Saisonbereinigung mit jeder neuen Zahl am aktuellen Rand; die Schätzung der Saisonkomponenten wird mit jedem neuen 
Monat verbessert. Daher wird auch die saisonbereinigte Zeitreihe in jedem Monat vollständig neu berechnet; bereits veröffentlichte 
Werte aus den vorangegangenen Monaten können sich dann verändern (so genannte Revisionen).  
 
Üblicherweise fallen Revisionen sehr gering aus; größere Revisionen treten dann auf, wenn es abrupte Änderungen im Saison-
muster gibt, die vom Verfahren erst im Laufe der Zeit erkannt werden können. Aktuelles Beispiel für eine solche Änderung ist die 
plötzliche Dämpfung der Winterarbeitslosigkeit durch das im Winter 2006/2007 eingeführte Saison-Kurzarbeitergeld. Die saisonbe-
reinigten Arbeitslosenzahlen der Wintermonate wurden seitdem rückwirkend nach oben korrigiert, weil das Verfahren erkannt hat, 
dass der Saisoneinfluss jetzt geringer ist als in der Vergangenheit. 
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2. Statistische Hinweise zum Arbeitsmarkt 
 
 
Beschäftigungsstatistik 
 
Der Bestand an sozialversicherungspflichtigen und geringfügig entlohnt Beschäftigten wird auf Basis der Meldungen von Arbeitge-
bern zur Sozialversicherung ermittelt. Aufgrund der Abgabefristen und des Meldeflusses sind stabile statistische Ergebnisse erst 
nach 6 Monaten zu erwarten. Um jedoch dem Bedürfnis nach zeitnäheren Ergebnissen gerecht zu werden, wird monatlich zusätz-
lich der Bestand an sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit 2 und 3 Monaten Wartezeit ermittelt und auf 6-Monatswerte 
hochgerechnet. Diese Hochrechnung ist notwendig mit Unsicherheiten verbunden. Der Fehler der Hochrechnung liegt bei der sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigung deutlich unter einem Prozent, bei der geringfügig entlohnten Beschäftigung bei über 
2 Prozent. Trotz dieser geringen Abweichung ist zu beachten, dass die mit den hochgerechneten Beständen errechneten Verände-
rungsraten mit höheren Unsicherheiten verbunden sind als die Bestände selbst. 
 
In der Arbeitsmarktberichterstattung der Bundesagentur für Arbeit steht die Erwerbstätigkeit und die Beschäftigung nach dem In-
landskonzept im Vordergrund, insbesondere weil sie eine engere Anbindung an die Konjunktur und Arbeitskräftenachfrage im In-
land aufweist als die Erwerbstätigkeit bzw. Beschäftigung nach dem alternativen Inländerkonzept. Im Inlandskonzept gehören Ein-
pendler, die in Deutschland arbeiten, ihren Wohnsitz aber im Ausland haben, zu den Erwerbstätigen bzw. Beschäftigten, während 
Auspendler, die zwar im Inland wohnen, aber im Ausland arbeiten, nicht mitgezählt werden. Im Inländerkonzept ist es genau umge-
kehrt. Entsprechend erklären Höhe und Veränderung des Saldos zwischen Ein- und Auspendlern den Unterschied in Niveau und 
Veränderung der Erwerbstätigkeit bzw. Beschäftigung nach Inlands- und Inländerkonzept 
 
 
Änderungen in der Arbeitsmarktstatistik durch die Einführung des SGB II 
 
Mit der Einführung des Sozialgesetzbuches II (SGB II) änderten sich die Grundlagen der Arbeitsmarktstatistik in Deutschland. Bis 
Ende 2004 basierten die Statistiken allein auf den Geschäftsdaten der Agenturen für Arbeit. Nach der Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe sind die Agenturen nur noch für einen Teil der Arbeitslosen zuständig. Als Träger der neuen Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende nach dem SGB II traten mit den Arbeitsgemeinschaften von Arbeitsagenturen und Kommunen und den 
zugelassenen kommunalen Trägern (zkT) weitere Akteure auf den Arbeitsmarkt. Zur Sicherung der Vergleichbarkeit und Qualität 
der Statistik wurde die Bundesagentur für Arbeit gem. § 53 i.V.m. § 51 b SGB II beauftragt, die bisherige Arbeitsmarktstatistik unter 
Einbeziehung der Grundsicherung für Arbeitsuchende weiter zu führen. Dabei wurde die Definition der Arbeitslosigkeit aus dem 
SGB III beibehalten. Mit den zugelassenen kommunalen Trägern wurden Datenlieferungen und Datenstandards (XSozial-BA-
SGB II) vereinbart, um deren Daten in die Datenstruktur der BA Statistik einbinden zu können.  
 
Die Daten zur Arbeitslosigkeit speisen sich seit Januar 2005 aus dem IT-Fachverfahren der Bundesagentur für Arbeit, aus Datenlie-
ferungen zugelassener kommunaler Träger und – sofern keine verwertbaren bzw. plausiblen Daten geliefert wurden – aus ergän-
zenden Schätzungen der Bundesagentur für Arbeit. Die vollständige Arbeitslosenzahl kann für den Bestand bis auf Gemeinde- und 
Geschäftsstellenebene auch nach Alter, Geschlecht und Nationalität ausgewiesen werden. Zu- und Abgänge in und aus Arbeitslo-
sigkeit werden derzeit bis auf Gemeindeebene dargestellt. Die Zugänge werden dabei nach Altersgruppen (ohne Zugangsstruktur), 
die Abgänge für alle Strukturen ausgewiesen. Fehlende oder nicht plausible Werte in den Meldungen der zugelassenen kommuna-
len Träger werden bei den Bestandsdaten um Schätzungen durch die Statistik der BA ergänzt, bei den Bewegungsdaten nur für die 
Eckwerte. Weitere Differenzierungen erfolgen zurzeit nicht. Parallel zu der Gesamtarbeitslosenzahl werden ergänzend differenzierte 
Auswertungen zu Bestand und Bewegung der Arbeitslosigkeit vorgenommen, die allein aus dem IT-Verfahren der BA gewonnen 
werden. Für weitergehende Analysen u.a. zu soziodemografischen und berufsfachlichen Veränderungen sowie zum Zusammen-
hang von Bestand und Bewegung sind diese Daten nach wie vor unentbehrlich. Die Arbeitslosigkeit wird bei diesen Auswertungen 
allerdings nicht mehr vollständig abgebildet, weil die Arbeitslosen der zugelassenen kommunalen Träger im Rechtskreis SGB II 
nicht enthalten sind. Bei der Interpretation ist deshalb zu beachten, dass bei den so gewonnenen Daten die Strukturen etwas ver-
zerrt sein dürften, da der Rechtskreis SGB III dort etwas stärker vertreten ist als in der Grundgesamtheit (mit zugelassenen kommu-
nalen Trägern). Die Verzerrung dürfte sich aber in sehr engen Grenzen halten. 
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Schätzmodelle der Arbeitslosigkeit 
 

Alle 69 zugelassenen kommunalen Träger liefen mittlerweile ihre Einzeldaten zur Arbeitslosigkeit. Datenlücken in der Vergangen-
heit wurden mit Schätzwerten auf Basis eines linearen Regressionsmodells gefüllt. Für kurzfristige Datenausfälle wird seit Februar 
2006 ein Fortschreibungsmodell verwendet, das neben den letzten validen gemeldeten Werten auch die durchschnittliche Entwick-
lung von Kreisen mit ähnlicher Arbeitsmarktstruktur nutzt. 

 

Das Schätzmodell auf Basis einer linearen Regression stützt sich auf Informationen aus 218 nicht optierenden Kommunen mit 
vollständiger Erfassung in dem IT-Vermittlungssystem (coArb) und in dem Leistungsverfahren für Arbeitslosengeld II (A2LL). In dem 
Modell wird die Anzahl der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II des jeweils aktuellen Berichtsmonats durch zwei Komponenten 
erklärt: 

(1) die Anzahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die ohne Einführung von SGB II Sozialhilfe empfangen würden  

(2) die Anzahl der Arbeitslosen, die ohne Einführung von SGB II Arbeitslosenhilfe bekommen würden 

Beide Größen liegen in dieser Form nicht vor. Sie müssen näherungsweise bestimmt werden. Größe (1) ergibt sich näherungsweise 
aus der Differenz zwischen Anzahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen des aktuellen Monats und der Anzahl der Arbeitslosenhilfe-
Bezieher aus dem Dezember 2004, Größe (2) aus der Differenz zwischen der Anzahl der Arbeitslosen ohne SGB-II–Einführung und 
der Anzahl der SGB-III-Arbeitslosen des aktuellen Berichtsmonats. Zur Ermittlung der Anzahl der Arbeitslosen ohne SGB-II-
Einführung wird der Arbeitslosenbestand vom November 2004 fortgeschrieben. Die beiden Variablen haben sich als äußerst erklä-
rungskräftig erwiesen. Insgesamt besitzt das Modell ein Varianzaufklärungspotential von ca. 98 Prozent. 

 

Das Fortschreibungsmodell basiert auf der Annahme, dass sich die Arbeitslosigkeit in SGB II-Trägerbezirken mit vergleichbarer 
Arbeitsmarktstruktur in ähnlicher Weise entwickelt. Fehlen nun für bestimmte Träger aktuelle Arbeitslosenzahlen, lässt sich die 
Entwicklung im Vergleich zum Vormonat anhand der Entwicklung in vergleichbaren Bezirken abschätzen. Voraussetzung für dieses 
Vorgehen ist ein Klassifizierungsmodell, das alle SGB II-Trägerbezirke entsprechend ihrer Strukturen am Arbeitsmarkt klar definier-
ten Typen zuordnen kann. Eine solche Typ-Zuordnung hat das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) im Rahmen 
einer umfangreichen Studie 2006 vorgenommen. Insgesamt wurden dabei 12 Cluster identifiziert. Im Fall von Datenausfällen in 
einzelnen Berichtsmonaten bei einem zugelassenen kommunalen Träger wird nun die durchschnittliche Entwicklung der Arbeitslo-
sigkeit in der Vergleichsgruppe unterstellt. Ausgangspunkt für die Fortschreibung ist der Vormonatswert - unabhängig davon, ob es 
sich dabei um einen Schätzwert oder einen gemeldeten Wert handelt. Die Daten aus Kreisen zugelassener kommunaler Träger 
werden bei der Berechnung der durchschnittlichen Veränderung nicht einbezogen, da es hier zum Teil noch zu Schwankungen 
kommt, die allein auf das Erfassungsverhalten der Kommune zurückzuführen sind.  

 
 
Definition der Arbeitslosigkeit 
 
Die Definition der Arbeitslosigkeit hat sich durch die Einführung des SGB II nicht geändert. Das SGB II selbst enthält keine Definiti-
on der Arbeitslosigkeit, da diese keine Voraussetzung für den Erhalt von Leistungen nach dem SGB II ist. Für Leistungsbezieher 
nach dem SGB II findet die Definition der Arbeitslosigkeit nach dem SGB III Anwendung. Danach ist arbeitslos, wer keine Beschäf-
tigung hat (weniger als 15 Wochenstunden), Arbeit sucht, dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht und bei einer Agentur für Arbeit 
oder einem Träger der Grundsicherung arbeitslos gemeldet ist. Nach dieser Definition sind nicht alle erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen als arbeitslos zu zählen. Wichtige Beispiele sind:  
 
a. Beschäftigte Personen, die mindestens 15 Stunden in der Woche arbeiten, aber wegen zu geringem Einkommen bedürftig 

nach dem SGB II sind und deshalb Arbeitslosengeld II erhalten, werden nicht als arbeitslos gezählt. 
b. Erwerbsfähige hilfebedürftige Personen, die keine Arbeit aufnehmen können, weil sie kleine Kinder erziehen oder Angehörige 

pflegen, erhalten Arbeitslosengeld II; sie werden nicht als arbeitslos gezählt, weil sie für die Arbeitsaufnahme nicht verfügbar 
sein müssen. 

 
Mit dem dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (in Kraft seit 1. Januar 2004) wurde im § 16 SGB III klar 
gestellt, dass Teilnehmer in Maßnahmen aktiver Arbeitsmarkpolitik prinzipiell nicht als arbeitslos gelten. Dies entsprach 
grundsätzlich der schon vorher angewandten Praxis; eine Änderung ergab sich allein für Teilnehmer an Eignungsfeststellungs- und 
Trainingsmaßnahmen, die bis Ende 2003 auch während des Maßnahmebesuchs als Arbeitslose gezählt wurden. Bei Vergleichen 
der Arbeitslosenzahl mit Daten vor 2004 ist das zu beachten. 
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Nach den Regelungen der §§ 428 SGB III und 252 Abs. 8 SGB VI müssen 58-Jährige oder Ältere dem Arbeitsmarkt nicht mehr 
voll zur Verfügung stehen und werden auch nicht mehr als Arbeitslose gezählt. Diese Regelungen sind Ende 2007 ausgelaufen und 
gelten nur noch, wenn der Anspruch vor dem 1. Januar 2008 entstanden ist und der Arbeitslose vor diesem Tag das 58. Lebensjah-
re vollendet hat. 
 
Ein Teil der Arbeitslosmeldungen entfällt auf technische Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit, insbesondere Wiederzugänge 
nach Krankheit oder Meldeversäumnis. Außerdem ist die Zahl der sich arbeitslos meldenden Personen kleiner als die Zahl der 
Arbeitslosmeldungen, weil sich einige von ihnen in der Periode mehrmals arbeitslos melden. Prinzipiell das gleiche gilt für andere im 
Bericht verwandten Bewegungsgrößen, insbesondere für Abgänge aus Arbeitslosigkeit. 

 
 
Bezugsgrößen für die Berechnung der Arbeitslosenquoten 
 
Die Bezugsgrößen für die Berechnung der Arbeitslosenquoten werden einmal jährlich aktualisiert, und zwar bis auf die Kreis-
ebene. Dies geschieht üblicherweise ab Berichtsmonat April oder Mai; Rückrechnungen werden nicht vorgenommen. Die Bezugs-
größen sind zweckgebundene Berechnungsgrößen. Dabei wird auf verschiedene Statistiken (Beschäftigungsstatistik, Arbeitslosen- 
und Förderstatistik, Personalstandsstatistik und Mikrozensus) zugegriffen, deren Ergebnisse erst nach einer gewissen Zeitverzöge-
rung zur Verfügung stehen. Deshalb beruht die Bezugsbasis z. B. für 2008 überwiegend auf Daten aus dem Jahr 2007. Für eine 
einheitliche Berechnung der Bezugsgrößen bis auf Kreisebene muss der Aktualitätsverlust in Kauf genommen werden. 

 
 
ILO-Erwerbsstatistik und SGB-Arbeitsmarktstatistik 
 
Die ILO-Erwerbsstatistik des Statistischen Bundesamtes setzt die von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) formulierten, 
international anerkannten und angewandten Kriterien für die Differenzierung von Personen nach dem Erwerbsstatus um. Die Quelle 
der Erwerbslosendaten war zunächst eine monatliche Telefonerhebung. Die Telefonerhebung war mit ihrer Einführung zeitlich 
befristet und wurde zum letzten Mal für den Berichtsmonat April 2007 durchgeführt. Nach einer viermonatigen Übergangsphase mit 
eingeschränktem Veröffentlichungsprogramm wurde die Zeitreihe zum Berichtsmonat September 2007 umgestellt. Die Quelle der 
Erwerbslosendaten ist nun die Arbeitskräfteerhebung, die in Deutschland in den Mikrozensus integriert ist. Auch bei der Arbeits-
kräfteerhebung handelt es sich um eine Stichprobenerhebung (monatliche Befragung von 35.000 Personen), entsprechend sind die 
Hochrechnungsergebnisse mit einem Stichprobenzufallsfehler behaftet, der bei der Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen 
ist. Die Originalergebnisse aus der Arbeitskräfteerhebung können erst ab Januar 2007 veröffentlicht werden. Da gegenwärtig für 
eine Saisonbereinigung noch keine ausreichend lange Zeitreihe vorliegt, werden die saisonbereinigten Ergebnisse übergangsweise 
unter Nutzung der Daten der Bundesagentur für Arbeit über die monatliche saisonbereinigte Zahl der registrierten Arbeitslosen 
geschätzt.  
 
Die Umstellung von der Telefonerhebung auf die Arbeitskräfteerhebung führt zu einer deutlichen Revision der Erwerbslosenzah-
len; die Reihe weist nach der Umstellung im Durchschnitt annähernd 800.000 Erwerbslose mehr aus als die Reihe vor der Revision. 
Das Abweichen der Ergebnisse kann darauf zurückgeführt werden, dass Telefonerhebung und Arbeitskräfteerhebung trotz weitge-
hend übereinstimmendem Frageprogramm eine Reihe methodischer und technisch-organisatorischer Unterschiede aufweisen. So 
unterscheiden sich Stichprobendesign, Erhebungsverfahren und Ausschöpfungsquoten teilweise grundlegend. Zudem gibt es im 
Detail Unterschiede beim Hochrechnungsverfahren sowie befragungstechnisch bedingte Abweichungen beim Fragebogen.  
 
Die Statistik nach dem ILO-Erwerbsstatuskonzept und die Arbeitsmarktstatistik nach dem Sozialgesetzbuch (SGB-
Arbeitsmarktstatistik) haben eine auf den ersten Blick ähnliche Beschreibung von Erwerbslosigkeit bzw. Arbeitslosigkeit. In beiden 
Statistiken gelten jene Personen als arbeitslos oder erwerbslos, die ohne Arbeitsplatz sind, dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 
und Arbeit suchen. Dass trotzdem die Erwerbslosigkeit des ILO-Erwerbsstatuskonzepts deutlich niedriger ausfällt als die Arbeitslo-
sigkeit der SGB-Arbeitsmarktstatistik folgt daraus, dass die Begriffsmerkmale unterschiedlich konkretisiert und mit verschiedenen 
Methoden erhoben werden. So wird die Arbeitslosenzahl nach dem SGB aus den Geschäftsdaten der Arbeitsagenturen, der Ar-
beitsgemeinschaften und der zugelassenen kommunalen Träger gewonnen, während die ILO-Erwerbsstatistik auf Stichprobenbe-
fragungen der Bevölkerung beruht. Aufgrund der Befragung sind in der ILO-Erwerbsstatistik Erwerbslose enthalten, die sich 
nicht bei den Agenturen für Arbeit arbeitslos gemeldet haben. Konzeptionell folgt die ILO einem extensiven Erwerbskonzept 
und zählt jeden als erwerbstätig und damit nicht als erwerbslos, der in der Woche wenigstens eine Stunde vergütet tätig war; 
gleichzeitig reicht schon die Suche nach einer Tätigkeit von wenigstens einer Stunde, um als erwerbslos klassifiziert zu werden. 
Dagegen schließt das SGB auch bei einer Beschäftigung von weniger als 15 Wochenstunden Arbeitslosigkeit nicht aus, fordert aber 
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die Suche nach einer Beschäftigung von mindestens 15 Wochenstunden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass im ILO-
Erwerbsstatuskonzept das aktuelle Suchverhalten erfasst wird, während die SGB-Arbeitsmarktstatistik abbildet, wie viele Perso-
nen die Verpflichtung eingegangen sind, aktiv Arbeit zu suchen und den Vermittlungsbemühungen zeit- und ortsnah zu folgen. Es 
werden damit auch Personen als arbeitslos ausgewiesen, die eine Arbeit wollen, aber – wenigstens zuletzt – keine konkreten Such-
schritte unternommen haben, weil sie keine Erfolgsaussichten sehen.  
 
Ausführliche Informationen des Statistischen Bundesamtes zur ILO-Erwerbsstatistik sind unter 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Statistiken/Arbeitsmarkt/Arbeitsmarkt.psml 
zu finden. 
 
 
Unterschiede von ILO-Erwerbsstatistik und SGB-Arbeitsmarktstatistik im Überblick 
 

 ILO SGB 

Erhebung 

- Bevölkerungsbefragung  
 
 
 
- Stichprobe 
- Monatsdurchschnitt 
- Plausibilitätsprüfung 
 
- zeitnahe Befragung durch Interviewer/in 

- Meldung und Angaben bei einer Agentur für 
Arbeit, einer Arbeitsgemeinschaft oder einer 
optierenden Kommune  

- Totalerhebung 
- Stichtagswert 
- Angaben werden von einem Vermittler geprüft 

und beurteilt 
- Gespräch mit Vermittler kann länger zurücklie-

gen 

Aktive Suche, wenn 

- eine Beschäftigung von mindestens einer Wochenstunde 
gesucht wird und 

- der Arbeitsuchende in den letzten vier Wochen spezifische 
Suchschritte unternommen hat 

- eine Beschäftigung von mindestens 15 Wo-
chenstunden gesucht wird und 

- der Vermittler zu dem Ergebnis kommt, dass 
der Arbeitsuchende alle Möglichkeiten nutzt 
oder nutzen will, Beschäftigungslosigkeit zu 
beenden 

Verfügbarkeit, wenn 
- der Arbeitsuchende in den nächsten zwei Wochen eine 

neue Tätigkeit aufnehmen kann 
- der Arbeitsuchende arbeitsbereit und arbeits-

fähig ist, insbesondere Vermittlungsvorschlä-
gen zeit- und ortsnah Folge leisten kann 

Beschäftigungslosigkeit 
- keine Beschäftigung ausgeübt wird (bzw. weniger als eine 

Wochenstunde) 
- eine Beschäftigung von weniger als 15 Wo-

chenstunden ausgeübt wird 

 
 

http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Statistiken/Arbeitsmarkt/Arbeitsmarkt.psml
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3. Statistische Hinweise zur Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
 
 
Die Grundsicherungsstatistik und ihre Angaben zu hilfebedürftigen Personen und ihren Leistungen nach dem SGB II beruhen auf 
Daten aus dem IT-Fachverfahren A2LL und aus Datenlieferungen kommunaler Träger über den Datenlieferaustauschstandard 
XSozial. Die Daten zur Grundsicherung werden nach einer Wartezeit von drei Monaten festgeschrieben. Diese Wartezeit ist vor 
allem deshalb notwendig, weil so nachträgliche Bewilligungen, aber auch rückwirkende Aufhebungen von Leistungen noch berück-
sichtigt werden können. Damit für die Entwicklung zeitnahe Informationen zur Verfügung stehen, werden die Eckwerte für Bedarfs-
gemeinschaften, erwerbsfähige und nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige auf den erwarteten 3-Monatswert hochgerechnet. Im IT-
Fachverfahren A2LL werden alle für die Gewährung von Leistungen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende relevanten Sach-
verhalte festgehalten. Daten, die für den Integrationsprozess wichtig sind, werden in dem operativen Vermittlungs-, Beratungs- und 
Informationssystem der BA VerBIS erfasst, darunter insbesondere der Kundenstatus „Arbeitslosigkeit“ oder künftig auswertbar auch 
die Gründe für Nichtaktivierung nach § 10 SGB II. Bewerber werden in VerBIS je nach Zuständigkeit entweder dem Rechtskreis 
SGB II oder dem Rechtskreis SGB III zugeordnet. VerBIS ist zusammen mit Datenlieferung von kommunalen Trägern über XSozial 
die Grundlage für die Arbeitslosenstatistik. Dabei erfolgt die statistische Aufbereitung von VerBIS- und XSozial-Daten jeweils zum 
Zähltag ohne Wartezeit. 
 
Die Zahl der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II wird in der Arbeitslosenstatistik ermittelt. Die Arbeitslosen werden dort den bei-
den Rechtskreise SGB II und SGB III zugeordnet, die Summe ergibt die gesamte rechtskreisübergreifende Arbeitslosigkeit. Informa-
tionen zum Arbeitslosenstatus von Hilfebedürftigen in der Grundsicherung werden über die kombinierte Auswertung von Grund-
sicherungs- und Arbeitslosenstatistik ermittelt. Die Informationen aus beiden Systemen werden zusammengespielt, so dass für 
jeden erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (eHb) der Bewerberstatus und weitere vermittlungsrelevante Sachverhalte festgestellt und in 
der Grundsicherungsstatistik ausgewiesen werden können. Allerdings ist diese Integration zurzeit nur auf Basis von A2LL und 
VerBIS und nicht für XSozial möglich; die Ergebnisse aus A2LL und VerBIS werden deshalb proportional hochgerechnet. Vergleicht 
man die beiden Auswertungen, ergeben sich unterschiedliche Werte zu Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II und arbeitslose 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen. Die Gründe dafür sind zeitverzögerte Erfassung von Rechtskreiswechslern und kurzzeitige 
Leistungsunterbrechungen im Rechtskreis SGB II. Aus diesem Grund sind die beiden Begriffe „Arbeitslose im Rechtskreis SGB II“ 
und „arbeitslose erwerbsfähige Hilfebedürftige“ nicht synonym zu verwenden. Auswertungen zu Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II 
dokumentieren, wie viele Arbeitslose im Rechtskreis SGB II betreut werden – unabhängig vom Leistungsstatus. Auswertungen zu 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen dokumentieren, wie viele dieser Personen arbeitslos sind. Ausführliche Erläuterungen finden sich in 
dem Methodenbericht „Messung der Arbeitslosigkeit in der Grundsicherung für Arbeitsuchende im SGB II“. 
 
 
Neue Begriffe aus dem Sozialgesetzbuch II 
 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb) sind Personen im Alter zwischen 15 und unter 65 Jahren, die erwerbsfähig und hilfebedürftig 
sind sowie ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben. Erwerbsfähig ist, wer mindestens drei Stunden 
täglich unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes arbeiten kann. Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt und den 
Lebensunterhalt der in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht aus eigenen Mitteln und vor allem nicht durch Aufnahme 
einer zumutbaren Arbeit sichern kann. Erwerbsfähige Hilfebedürftige umfassen Erwerbstätige, deren Einkommen nicht zur Deckung 
des Lebensunterhalts ausreicht, Arbeitslose und Personen, die aufgrund berechtigter Einschränkungen (z. B. Kinderbetreuung, 
Pflege eines Angehörigen, Schulbesuch) derzeit nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 
 
Eine Bedarfsgemeinschaft hat mindestens eine erwerbsfähige hilfebedürftige Person. Sie kann aus einem oder mehreren Mit-
glied/-ern bestehen und erwerbsfähige sowie nichterwerbsfähige Hilfebedürftige wie z. B. Ehegatten bzw. Lebenspartner und min-
derjährige Kinder umfassen. Dabei ist zu beachten: Der Begriff der Bedarfsgemeinschaft ist enger gefasst als derjenige der Haus-
haltsgemeinschaft, zu der alle Personen gehören, die auf Dauer mit einer Bedarfsgemeinschaft in einem Haushalt leben. So zählen 
z. B. ein volljähriges Kind, Großeltern und Enkelkinder sowie sonstige Verwandte und Verschwägerte nicht zur Bedarfsgemein-
schaft. Von jedem Mitglied der Bedarfsgemeinschaft wird erwartet, dass es sein Einkommen und Vermögen zur Deckung des Ge-
samtbedarfs aller Angehörigen der Bedarfsgemeinschaft einsetzt.  
 
Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts setzen sich zusammen aus Arbeitslosengeld II und Sozialgeld. Die Höhe 
der jeweiligen Leistung richtet sich nach dem Gesamtbedarf abzüglich der jeweils anrechenbaren Einkommen und Vermögen. 
Arbeitslosengeld II erhalten alle erwerbsfähigen Hilfebedürftigen. Es umfasst die Regelleistung, Leistungen für Mehrbedarfe, 
Einmalleistungen, Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung. Ehemalige Arbeitslosengeldempfänger erhalten während der ersten 24 Monate nach Erlöschen des Arbeitslosengeldan-
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spruchs einen Zuschlag. Die nicht erwerbsfähigen Mitglieder in der Bedarfsgemeinschaft, vor allem Kinder unter 15 Jahren, erhalten 
Sozialgeld, das sich aus den gleichen Komponenten wie das Arbeitslosengeld II zusammensetzt. 
 
Die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit umfassen die meisten Leistungen der Arbeitsförderung aus dem SGB III, wie z. B. 
berufliche Weiterbildung, Trainingsmaßnahmen, Eingliederungszuschüsse und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (aber nicht: Über-
brückungsgeld und Existenzgründungszuschüsse). Darüber hinaus können insbesondere folgende weitere Leistungen erbracht 
werden, soweit sie für die Eingliederung in das Erwerbsleben erforderlich sind: Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder 
oder die häusliche Pflege von Angehörigen, Schuldnerberatung, psychosoziale Betreuung, Suchtberatung, Einstiegsgeld und Leis-
tungen nach dem Altersteilzeitgesetz. Zudem sollen für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die keine Arbeit finden können, Arbeitsgele-
genheiten geschaffen werden. 
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4. Hinweise zum Verständnis der Statistiken über den Ausbildungsstellenmarkt 
 
 
1. Allgemeines 
 
Die Statistiken der BA sind die einzigen monatlich verfügbaren Informationen über Angebot und Nachfrage am Ausbildungsmarkt, 
und zwar für beide Seiten des Marktes. Die Daten liegen in tiefer berufsfachlicher und regionaler Gliederung vor. Die Inanspruch-
nahme der Dienste der Berufsberatung und der Ausbildungsvermittlung durch Arbeitgeber und Jugendliche ist freiwillig. 
 
Die Erfahrungen aus der Vergangenheit zeigen, dass der Einschaltungsgrad (gemeldete Ausbildungsstellen und gemeldete Bewer-
ber) gemessen an Gesamtangebot und Gesamtnachfrage zwar sehr hoch ist, den Ausbildungsmarkt aber dennoch nicht vollständig 
abbildet. Denn ein nicht quantifizierbarer Teil der freiwilligen Inanspruchnahme durch Arbeitgeber und Jugendliche richtet sich nach 
den jeweiligen Verhältnissen auf dem Ausbildungsmarkt. Bei wachsendem Nachfrageüberhang nutzen Ausbildungsbetriebe die 
Ausbildungsvermittlung seltener und später, die Jugendlichen jedoch häufiger und früher. Bei einem Angebotsüberhang verhält es 
sich umgekehrt. Daher sind direkte Rückschlüsse auf die absoluten Zahlen von Gesamtangebot und Gesamtnachfrage nicht mög-
lich. 
 
Der absolute Umfang der "Lücke", der während des laufenden Berichtsjahres errechnet werden kann, sagt als solcher nichts über 
die Größe eines evtl. Defizits an Ausbildungsstellen aus. Denn im Gegensatz zum Arbeitsmarkt ist der Ausbildungsmarkt nicht auf 
einen umgehenden Ausgleich von Angebot und Nachfrage gerichtet. Vielmehr orientieren sich Jugendliche und Ausbildungsbetrie-
be am regulären Beginn der Ausbildung im August und September. Deshalb ist die "Lücke" im Frühjahr zwangsläufig noch sehr 
groß und nimmt erst zum Ende des Vermittlungsjahres deutlich ab. Verstärkt wird dies durch das erwähnte marktabhängige Melde-
verhalten von Betrieben und Jugendlichen. Die "Lücke" im Laufe des Berichtsjahres mit der Zahl der am Ende des Berichtsjahres 
voraussichtlich fehlenden Ausbildungsplätzen gleichzusetzen, ist also nicht sachgerecht. 
 
Aus der unterjährigen Entwicklung der rechnerischen Differenz zwischen gemeldeten noch unversorgten Bewerbern und gemelde-
ten und unbesetzten Ausbildungsstellen ("Lücke") lässt sich derzeit nicht unbedingt schließen, ob der Ausbildungsmarkt insgesamt 
enger oder entspannter wird. Ursache dafür sind die, aufgrund des neuen Fachverfahrens VerBIS veränderten Geschäftsprozesse 
in den Arbeitsagenturen und ARGEn sowie die Neudefinitionen der Bewerber und der unversorgten Bewerber. Erst wenn Daten 
über mehrere Jahre vorliegen ist eine Schätzung des Umfangs der "Lücke" zum Berichtsjahresende wieder möglich. Derzeit können 
keine Prognosen erstellt werden. 
 
Die Vermittlungsbemühungen für unversorgte Bewerber werden auch nach Ende des Berichtsjahres fortgesetzt. Viele neue Ausbil-
dungsangebote ergeben sich erst nach dem 30. September, sei es durch gezielte Sonderprogramme oder durch wieder freigewor-
dene Ausbildungsplätze infolge nicht angetretener oder frühzeitig abgebrochener Ausbildungsverhältnisse. 
 
Viele Bewerber, die zunächst eine betriebliche Ausbildung anstreben (sei es ausschließlich oder vorrangig oder als eine von ver-
schiedenen Möglichkeiten), schlagen letztlich andere Wege (Alternativen) ein. Selbst in Zeiten für Bewerber günstiger Ausbildungs-
platzsituationen ist dies der Fall. Mangelt es an passenden Ausbildungsplätzen, weicht verständlicherweise ein wachsender Teil der 
Bewerber auf Ersatzlösungen aus. Eindeutige Zuordnungen und qualifizierte Differenzierungen nach den Ursachen für den alterna-
tiven Verbleib sind mit statistischen Mitteln nicht möglich. 
 
Trotz schwieriger Situation auf dem Ausbildungsmarkt kann ein Teil der Ausbildungsstellen nicht besetzt werden, weil Angebot und 
Nachfrage in berufsfachlicher, regionaler und qualifikationsspezifischer Sicht divergieren. Auch infrastrukturelle Schwierigkeiten, 
insbesondere ungünstige Verkehrsbedingungen, spielen eine Rolle. Hinzu kommen Vorbehalte seitens der Jugendlichen gegenüber 
Ausbildungsbetrieben oder Branchen, aber auch Einstellungsverzichte von Arbeitgebern mangels aus ihrer Sicht geeigneter Bewer-
ber. Zum Teil treten Jugendliche die ihnen zugesagte Lehrstellte aber auch nicht an oder sagen sie nicht rechtzeitig ab. Einige 
Betriebe finden dann nicht rechtzeitig einen passenden Nachfolger. 
 
Ausführliche Erläuterungen zu den Statistiken über die Ausbildungsvermittlung finden sich in den aktuellen Monatsheften der Statis-
tik der Bundesagentur über den Ausbildungsmarkt. 
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2. Veränderungen in der Ausbildungsmarktstatistik ab März 2007  
 
Mit der Einführung des IT-Vermittlungssystems VerBIS haben sich die Datengrundlagen für die Ausbildungsmarkt-Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) geändert. Durch die Anpassung der Statistik an die neuen Datengrundlagen sollen die Kontinuität 
gewahrt und die Transparenz erhöht werden.  
 
Von den Änderungen kaum beeinflusst sind die gemeldeten Bewerber und die gemeldeten Stellen. Wie bisher werden in der Statis-
tik zum Ausbildungsmarkt nur diejenigen Jugendlichen als Bewerber für Ausbildungsstellen erfasst, die im laufenden Beratungsjahr 
eine duale Berufsausbildung suchen, für die Berufsausbildung geeignet sind und der Agentur für Arbeit oder einer Arbeitsgemein-
schaft (ARGE) einen Vermittlungsauftrag erteilt haben.  
 
  Bisherige Darstellung  Darstellung ab Berichtsmonat 

März 2007
 gemeldete Bewerber seit Beginn des 
Berufsberatungsjahres

 gemeldete Bewerber seit Beginn des 
Berufsberatungsjahres

 davon: davon:
  ● eingemündete Bewerber ● in Berufsausbildungsstellen 

einmündende Bewerber

● andere ehemalige Bewerber
● Bewerber mit Alternative zum 30.9.

  ● nicht vermittelte Bewerber ● unversorgte Bewerber noch ohne 
bekannte Alternative zum 30.9. 
(unversorgte Bewerber)

  ● anderweitig erledigte Bewerber

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundlegende Veränderungen gibt es jedoch beim statistischen Ausweis derjenigen Bewerber, die bereits eine Alternative zur 
dualen Ausbildung ins Auge gefasst haben, trotzdem aber noch auf der Suche nach einem betrieblichen Ausbildungsplatz sind. 
Diese Bewerber werden nunmehr in einer gesonderten Position ausgewiesen. Vergleiche mit der Zeit vor Einführung von VerBIS 
sind deshalb nur eingeschränkt möglich.  
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5. Statistische Hinweise zur Arbeitsmarktpolitik 
 
 
Entlastung durch Arbeitsmarktpolitik 
 
Oberstes Ziel aktiver Arbeitsmarktpolitik ist die dauerhafte Integration von Arbeitslosen in reguläre Beschäftigung, also in eine Tä-
tigkeit am ersten Arbeitsmarkt. Diese Eingliederungswirkungen und ihre Auswirkung auf den Arbeitslosenbestand sind eher mittel-
fristig und aktuell kaum quantifizierbar. Abgesehen davon reduzieren zahlreiche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen den gesamt-
wirtschaftlichen Bestand an Arbeitslosen vorübergehend auch unmittelbar, und zwar vor allem dadurch, dass zuvor arbeitslose 
Personen für die Dauer ihrer Teilnahme nicht mehr als Arbeitslose gezählt werden. Nur in diesem Sinn ist hier von „Entlastungswir-
kung“ die Rede. 
 
Die Entlastungswirkung ist aus analytischen Gründen von Bedeutung, nämlich besonders dann, wenn ihre Veränderung einen 
Beitrag zur Erklärung von (gegenläufigen) Veränderungen der Arbeitslosigkeit leistet. Darüber hinaus führt die Berücksichtigung des 
Entlastungsvolumens zu einer besseren Erfassung des Umfangs der Unterbeschäftigung. Berechnungen der Entlastung werden 
von Forschungsinstituten und vom Sachverständigenrat durchgeführt. Die Zuordnung einzelner arbeitsmarktpolitischer Maßahmen 
ist z. T. unterschiedlich. 
 
Folgende arbeitsmarktpolitische Instrumente werden aktuell in die Entlastungsrechnung einbezogen: 
- Kurzarbeit: Zahl der Kurzarbeiter mal durchschnittlichem Arbeitszeitausfall, 
- Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarktes: Arbeitsgelegenheiten, Einstiegsgeld Variante Beschäftigung, ABM, traditionelle 

SAM und BSI, 
- berufliche Weiterbildung, Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen, berufliche Weiterbildung behinderter Men-

schen, Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen Reha, 
- Vorruhestandsähnliche Regelungen: Inanspruchnahme des § 428 SGB III im Rechtskreis SGB III und Personen in geförder-

ter Altersteilzeit, 
- Teilnehmer an Personal-Service-Agenturen, 
- Förderung der Selbständigkeit: Gründungszuschuss, Einstiegsgeld Variante Selbständigkeit und Restabwicklung Existenz-

gründungszuschuss (Ich-AG). 
 
Folgende Instrumente werden in der Entlastungsrechnung nicht berücksichtigt, was nichts gegen ihre Wirksamkeit hinsichtlich der 
Eingliederung von Arbeitslosen in reguläre Beschäftigung sagt: 
- Maßnahmen der beruflichen Erstqualifizierung spielen sich größtenteils im Vorfeld des Arbeitsmarktes ab; sie betreffen 

überwiegend Personen, die vorher nicht arbeitslos gemeldet waren. Dies gilt insbesondere für berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen, die Berufsausbildung Benachteiligter, die berufliche Ersteingliederung Behinderter, BAB wegen einer 
beruflichen Ausbildung sowie für große Teile des Sofortprogramms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit. Ob sich diese 
Jugendlichen ohne eine derartige Maßnahme (kurzfristig) arbeitslos gemeldet hätten, muss offen bleiben. 

- Daneben gibt es finanzielle Hilfen zur direkten Eingliederung Arbeitsloser in reguläre abhängige Beschäftigung. Insbeson-
dere bei Eingliederungszuschüssen und Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose (2003 ausgelaufen) werden großen-
teils Schwervermittelbare gefördert, die andernfalls kaum eine Chance hätten. Die finanzielle Förderung ist also häufig Aus-
gleich für eine (vermutete) Minderleistung. Deshalb dürfte auf diese Weise keine zusätzliche Beschäftigung entstehen, d. h. 
ohne diese Hilfen wären vermutlich Arbeitnehmer ohne Vermittlungshemmnis eingestellt worden (Substitutionseffekt). Viel-
leicht wäre es in dem einen oder anderen Fall aber auch ohne diese Zuschüsse zur Einstellung förderungsfähiger Arbeitslo-
ser gekommen (Mitnahmeeffekt) oder (leistungsschwache) Beschäftigte wären freigesetzt worden (Drehtüreffekt).  

- Schließlich bestehen zahlreiche Maßnahmen zur Förderung regulärer Beschäftigung ausschließlich oder großenteils in 
einmaligen Hilfen, so dass sich Bestands- und damit Entlastungsgrößen nicht angeben lassen. Dies gilt, abgesehen von 
den (normalen) Arbeitsvermittlungen, insbesondere für die Unterstützung der Beratung und Vermittlung sowie für Mobili-
tätshilfen (z. B. Übernahme von Bewerbungs-, Reise- und Umzugskosten), großenteils aber auch für die Freie Förderung 
gem. § 10 SGB III. 

 
In die „Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen“ der Bundesagentur nicht einbezogen sind schließlich Bezieher von 
vorgezogenem Altersruhegeld (vgl. § 237 SGB VI) oder Erwerbsunfähigkeitsrenten (vgl. § 43 SGB VI), auch wenn diese Frühver-
rentungen arbeitsmarktbedingt sind; hierzu liegen keine monatsaktuellen Daten vor. 
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Statistische Erfassung arbeitsmarktpolitscher Maßnahmen  
 
Die statistische Erfassung der Inanspruchnahme arbeitsmarktpolitischer Leistungen wird erst nach drei Monaten endgültig abge-
schlossen. Damit wird die Qualität der Daten deutlich verbessert, weil Nacherfassungen und Datenkorrekturen bis zu drei Monaten 
nach dem Berichtsmonat noch berücksichtigt werden können. Um trotzdem monatlich aktuell berichten zu können, werden die 
Ergebnisse des Berichtsmonats hochgerechnet, und zwar nach dem Verhältnis von vorläufigen zu endgültigen Werten in den zu-
rückliegenden Monaten. Die aktuellen Ergebnisse sind deshalb für drei Monate als vorläufig anzusehen. 
 
 
Methodische und fachliche Hinweise zum statistischen Verfahren der umfassenden Verbleibsermittlung von 
Teilnehmern an Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung 
 
Die hier dargestellten Eingliederungsquoten zeigen auf, inwieweit die Teilnehmer einer Fördermaßnahme in einem bestimmten 
Zeitintervall (6 Monate) nach Austritt aus der Maßnahme eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen haben. 
Die Eingliederungsquoten stellen Ergebnisse dar, die u.a. Aufschluss über die Beschäftigungschancen nach Abschluss einer Maß-
nahme aufzeigen, die aber nicht unmittelbar im Sinne einer Ursache-Wirkungs-Analyse zu interpretieren sind.  
 
Die Eingliederungsquote (EQ) (definiert als sozialversicherungspflichtig Beschäftigte / Austritte insgesamt minus "nicht recherchier-
bar da ohne Versicherungsnummer" * 100) gibt an, wie viele Maßnahmeteilnehmer sich stichtagsbezogen 6 Monate nach Austritt 
aus der Maßnahme in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung befinden. Personen, die zum Stichtag nicht mehr oder 
noch nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind, werden nicht berücksichtigt. Zu den berücksichtigten sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen gehören auch geförderte Beschäftigungsverhältnisse, wie z.B. Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen (ABM) sowie Arbeitsgelegenheiten (AGH) der Entgeltvariante.  
 
Die hier dargestellten Ergebnisse werden ausgehend vom aktuellsten Austritt nach Ablauf des 6-monatigen Untersuchungsintervalls 
und einer 1-monatigen Wartezeit ermittelt. Die Eingliederungsquoten werden in Form einer gleitenden 12-Monatsbetrachtung, die 
die Austrittsdaten mit den Verbleibsinformationen der vergangenen 12 Monate enthält, gebildet. Diese Form der Ermittlung ermög-
licht eine saisonunabhängige Betrachtung der EQ. Bei den Ergebnissen handelt es sich um vorläufige Ergebnisse zum jeweiligen 
Datenstand, da insbesondere die für die Beschäftigungsrecherche erforderlichen Jahresmeldungen zur Sozialversicherung noch 
nicht vollständig für alle betrachteten Monate vorliegen. Die im Rahmen der umfassenden Verbleibsanalyse entwickelte kombinierte 
Auswertung von Förderstatistik und Beschäftigungsstatistik läuft monatlich automatisiert im geregelten statistischen Datenaufberei-
tungsverfahren. Dabei werden alle Maßnahmeaustritte der vergangenen 24 Monate mit aktuellem Datenstand hinsichtlich ihres 
Status bezüglich sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung untersucht.  
 
Die Förderstatistiken, die die Grundlage zur Berechnung der EQ bilden, enthalten nur Daten aus BA-IT-Systemen, ohne Informatio-
nen der nach § 6a SGB II zugelassenen kommunalen Träger. 
 
Sowohl die Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem SGB III als auch die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach 
dem SGB II werden erbracht, um die Integration in den Arbeitsmarkt zu unterstützen und Arbeitslosigkeit zu beenden bzw. zu ver-
kürzen. Die Eingliederungsquote gibt Hinweise auf den Erfolg der arbeitsmarktpolitischen Instrumente. 
 
Die Eingliederung in den Arbeitsmarkt bzw. der Abgang aus Arbeitslosigkeit können in der Regel nicht ursächlich einem einzelnen 
Instrument der aktiven Arbeitsförderung zugerechnet werden. Für die Integration in den Arbeitsmarkt ist vielmehr ein Bündel von 
Faktoren wichtig: die Ausgangsqualifikation des Teilnehmers, die Stabilität seiner Gesundheit und Lebenssituation, die Dauer der 
Arbeitslosigkeit und Hilfebedürftigkeit, die Motivation des Teilnehmers, aber auch die Kombination von (mitunter mehreren) Förder-
maßnahmen und Vermittlungsdienstleistungen. Die Eingliederungsquoten einzelner Fördermaßnahme sollten deshalb nicht mono-
kausal interpretiert werden. 
 
Die Arbeitsmarktsituation als Rahmenbedingung: 
Die Chancen zur Eingliederung von Maßnahmeteilnehmern nach Austritt aus einer Fördermaßnahme hängen wesentlich von den 
allgemeinen Arbeitsmarktbedingungen, d.h. dem Angebot an offenen Stellen ab. Je besser die Arbeitsmarktsituation, desto größer 
sind die Chancen zur Eingliederung von Maßnahmeteilnehmern in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Die Eingliederungs-
quoten weisen auch eine Saisonkomponente auf, die aber mit der Methode des gleitenden Durchschnitts nivelliert wird.  
 
Hinweise zum Vergleich der Rechtskreise: 
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Beim Vergleich der Rechtskreise ist zu beachten, dass die Teilnehmer an Fördermaßnahmen im Rechtskreis SGB II im Durch-
schnitt größere Eingliederungsprobleme haben als die Teilnehmer aus dem Rechtskreis SGB III. Im SGB II sind oft mehrere aufein-
ander aufbauende Hilfen erforderlich, um den Betroffenen (wieder) näher an den 1. Arbeitsmarkt heranzuführen. Es ist deshalb zu 
erwarten, dass die EQs im SGB II niedriger ausfallen als im SGB III. Einzelne Teilerfolge in Form von Integrationsfortschritten kön-
nen mit den hier dargestellten Eingliederungsquoten nicht erfasst werden.  
 
Hinweise zum Vergleich der Instrumente:  
Bei der Bewertung der Eingliederungsquoten für einzelne Instrumente der aktiven Arbeitsförderung ist zu beachten, dass sich diese 
im Hinblick auf ihre Zielsetzung und die inhaltliche Ausgestaltung deutlich voneinander unterscheiden.  
 
Maßnahmen zur Verbesserung der Chancen auf dem 1. Arbeitsmarkt sind inhaltlich heterogen. FbW führen den Teilnehmer an den 
Arbeitsmarkt heran, eröffnen ihm Perspektiven auf neue Einsatzbereiche. Es ist also damit zu rechnen, dass im Anschluss an diese 
Maßnahmen zunächst Sucharbeitslosigkeit eintritt. Dies ist bei der Beauftragung Dritter mit der Vermittlung, die unmittelbar auf die 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt zielt, nicht der Fall.  
 
Beschäftigung schaffende Maßnahmen, von denen im Rechtskreis SGB II ein großer Anteil auf Arbeitsgelegenheiten (AGH) entfällt, 
sind ein erster Schritt, um die Maßnahmeteilnehmer an den Arbeitsmarkt heranzuführen. AGH werden oft bei Hilfebedürftigen mit 
multiplen Problemlagen eingesetzt, sie dienen vorrangig der Herstellung bzw. Erhaltung der Beschäftigungsfähigkeit und der sozia-
len Stabilisierung. Eine schnelle Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ist bei den Teilnehmern von AGH in der Regel nicht 
wahrscheinlich. 
 
Teilnehmer in Beschäftigungsbegleitenden Maßnahmen befinden sich bereits in einem Beschäftigungsverhältnis bzw. in selbständi-
ger Erwerbstätigkeit, sie sind somit bereits in den Arbeitsmarkt integriert. Die Nachbeschäftigungsfrist nach Eingliederungszuschüs-
sen beträgt max. 12 Monate, der Stichtag zur Ermittlung von Eingliederungsquote fällt somit in die Nachbeschäftigungszeit. Mit 
Einstiegsgeld bei selbständiger Erwerbstätigkeit im SGB II bzw. dem Gründungszuschuss im SGB III wird die Aufnahme einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit gefördert. Der erfolgreiche Fortbestand der selbständigen Erwerbstätigkeit kann mit der Eingliede-
rungsquote nicht gemessen werden.  
 
Aus diesen unterschiedlichen "Startpositionen" der Teilnehmer heraus ergeben sich zwangsläufig unter-schiedliche Ergebnisse im 
Hinblick auf eine Beschäftigung im Anschluss an die Förderung. Unterschiede in den Eingliederungsquoten verschiedener Instru-
mente sind nicht mit unterschiedlichem Erfolg der Instrumente gleichzusetzen. 
 
 



Monatsbericht Dezember und Jahr 2008 
Bundesagentur für Arbeit 

 
 

VI. Arbeitsmarkt Gesamtübersicht 
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